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Eine klimafreundliche Welt kann nicht nur die Erde aufatmen lassen, 
sondern auch die Menschen. Drei Frauen erzählen vom Plus an 
Lebensqualität.
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eine Wende herbeizuführen.
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nert in gewisser Weise an den Kampf 
um den Normalarbeitstag im 19. Jahr-
hundert. Damals erklärten die engli-
schen Unternehmer, dass mit einer Ver-
kürzung der Arbeitszeit auf zwölf Stun-
den ihnen alle Gewinne genommen wür-
den … Die Folgen der … Arbeitszeit-
verlängerung waren aber unübersehbar 
und so entstanden die ersten gesetzlichen 
Bestimmungen über den Maximalar-
beitstag, und zwar nicht so sehr auf 
Druck der Arbeiter, sondern durch den 
einfachen Erhaltungstrieb der kapita-
listischen Gesellschaft: … die erstmals 
mit dem Arbeitsgesetz von 1833 von 
Staats wegen verordnete Arbeitszeitver-
kürzung zwang die Unternehmer, den 
also verkürzten Arbeitstag beträchtlich 
zu intensivieren und über Methoden der 
Produktivitätserhöhung nachzuden-
ken, erzwang auf diese Weise techni-
schen Fortschritt.

Viele Menschen hoffen, dass durch den Kampf 
gegen den Klimawandel und seine Folgen fast 
automatisch eine gerechtere Gesellschaft er-
zwungen wird. Das ist nicht zu erwarten. Als 
nach dem Zweiten Weltkrieg der Wiederaufbau 
Europas angesagt war und gleichzeitig die Vor-
teile der westlichen Marktwirtschaft im Kalten 
Krieg mit dem Kommunismus betont werden 
sollten, bekam der Sozialstaat seine Chance. 
Die Marktwirtschaft war bereit, dafür Ein-
schränkungen ihrer Freiheit hinzunehmen, bis 
die Ideologie des „freien Marktes“ wieder für 
das Profitmachen nützlicher schien. So ähnlich 
dürfte es sich auch wieder im Zusammenhang 

Der Wirtschaftswissenschafter Thomas Ku-
czynski setzt sich immer wieder mit dem Span-
nungsverhältnis zwischen kapitalistischer 
Wirtschaft, Situation der ArbeitnehmerInnen 
und der Natur auseinander. Auch anlässlich 
der Klimakonferenz 2009 verwies er auf die 
Gefahr, die vom Klimawandel für das Funktio-
nieren der kapitalistischen Gesellschaft aus-
geht, und stellte sie in eine Reihe mit der Ge-
fahr des Auseinanderbrechens der Gesellschaft 
durch die Ausbeutung der Arbeiterschaft in der 
ersten Phase der Industrialisierung. Wie da-
mals, so Kuczynski, als die englischen Unter-
nehmerInnen schließlich den Widerstand gegen 
menschlichere Arbeitszeiten aufgaben, sei der 
Kapitalismus auch heute flexibel genug, sich 
neu zu orientieren, um den Klimawandel in den 
Griff zu bekommen:

Im antiken Griechenland, in Kleinasien 
und Oberitalien wurden die Wälder 
abgeholzt … Die Folgen ließen nicht auf 
sich warten. … Die Abholzung der bra-
silianischen Regenwälder wird sehr viel 
katastrophalere Folgen haben, nicht auf 
den Einzelnen gerechnet, sondern für 
die gesamte Menschheit. … Es ist nicht 
Unwissenheit, die die Menschen zu sol-
chem Verhalten treibt, sondern ihre Pro-
duktionsweise, die auf den kurzfristigen 
Erfolg ausgerichtet ist. Das sich … ab-
zeichnende Scheitern der Klimakonfe-
renz von Kopenhagen wird vor allem 
darauf zurückzuführen sein, dass den 
Beteiligten die dringend notwendigen 
Maßnahmen zum Klimaschutz zu teu-
er sein werden. … Die Situation erin-

Arbeitszeit und Klimawandel
Der Klimawandel stellt die kapitalistische Gesellschaft vor ähnliche Heraus-

forderungen wie einst die Folgen der Industrialisierung.

mit dem Klimawandel abspielen. Für die Ge-
werkschaften kann das eine neue Chance sein, 
um dem Ziel eines guten Lebens für alle näher 
zu kommen, die Aufgabe, ständig wachsam zu 
bleiben, wird aber mehr denn je bestehen.

Ausgewählt und kommentiert von 
Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at

Arbeit&Wirtschaft 7/2019

„Unisphere“, das Wahrzeichen der New 
Yorker Weltausstellung 1965, Symbol des Auf-
bruchs zur neuen Globalisierung, aber auch 
für die Erfahrung aus Weltwirtschaftskrise 
und Weltkriegen, dass grund legende Pro-
bleme nicht national zu lösen sind. Der Klima-
wandel ruft dies wieder ins Bewusstsein.
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Mutige Jugend, 
mutlose Politik

E
s ist nicht die erste Meldung, die 
mich – gelinde gesagt – gewundert 
hat. Die Bildungsministerin der 
Übergangsregierung, Iris Rauskala, 

erklärte zum Thema Schulstreik für den 
Klimaschutz: Die Kinder mögen bitte in 
die Schule gehen, denn der Bildungsauf-
trag Klimaschutz könne auch in der Schul-
zeit erbracht werden. 

Die Aussagen von Rauskala sind gera-
dezu symptomatisch dafür, wie ober�äch-
lich die Diskussionen über Klimapolitik 
geführt werden: Man beschäftigt sich 
nicht mit dem Hauptschauplatz, sondern 
mit Nebensächlichkeiten, diese aber wer-
den dafür umso emotionaler diskutiert. So 
als würde man bei einer Statue, deren 
Hand in eine Richtung weist, nur den Zei-
ge�nger betrachten, statt den Blick dort-
hin zu richten, wohin dieser zeigt. 

Worauf zeigt denn nun dieser Zeige-
�nger, den die Jugend so vehement er-
hebt? Er will aufzeigen, dass es so wie bis-
her nicht weitergehen kann. Das Problem: 
Obwohl wir das alle längst wissen, machen 
wir so weiter wie bisher. Die angeblich so 
weise unsichtbare Hand des Marktes wird 
es schon richten, behaupten wirtschaftsli-
berale PolitikerInnen unverdrossen. Fakt 
aber ist, dass genau dieser Markt uns in 
diese Lage gebracht hat. Pro�t gegen billi-
ge Preise und versteckte Ausbeutung: So 
lautet die Formel, mit der sich das mo-
mentane System am besten zusammenfas-
sen lässt. Zu diesem System gehört auch 
die Masse oder Monokultur. Bestes Bei-

spiel dafür ist die Nahrungsmittelindustrie 
in Österreich. Ob bei Rinder- oder 
Schweine�eisch: Es wird mehr produziert, 
als verbraucht wird. Das Bild, wonach in 
Österreich die LandwirtInnen alle in klei-
nen Betrieben in schwierigem Gelände 
wirtschaften würden, ist nicht mehr als 
das: ein geschöntes Werbesujet für die 
Tourismusindustrie. Diese Betriebe gibt es 
freilich auch, doch sie konkurrieren bei 
den KonsumentInnen mit den großen 
Landwirtschaftsbetrieben – und können 
entsprechend nur schwer mithalten. 

Gestaltungswille

Das Beispiel Landwirtschaft ist sogar 
noch in einer anderen Hinsicht auf-
schlussreich. Denn von der oft bemühten 
Marktwirtschaft kann hier nicht die Re-
de sein. Vielmehr steckt der Staat viel 
Geld in diesen Sektor. Dagegen ist ja auch 
grundsätzlich nichts einzuwenden, denn 
regional produzierte Waren sind eben 
auch klimafreundlicher. Es braucht also 
politischen Gestaltungswillen, hier er-
neut regulierend einzugreifen. 

Nur passt ebendieser politische Ge-
staltungswille nicht zur Logik des Neoli-
beralismus. Dieser setzt auf Privatisie-
rung und Pro�te. Bestes Beispiel dafür 
ist die Bahn: Sie ist nicht rentabel, also 
muss gespart oder privatisiert werden – 
und so geschah es denn auch. Die Folge: 
Auf kleineren Linien gibt es entweder 
gar keinen Busverkehr mehr, weshalb die 

Menschen aufs Auto umsteigen muss-
ten; oder aber private Anbieter übernah-
men die Strecken, nur dass die Tickets so 
teuer sind, dass sie für die tägliche Mobi-
lität nicht mehr infrage kommen. Nun 
sind die ÖBB gar nicht schlecht aufge-
stellt, sodass Bahnfahren in Österreich 
für viele Strecken in der Tat eine Alterna-
tive ist. Und man ist durchaus einfalls-
reich: Mit „Rail and Drive“ kann man 
immerhin auch in nicht von Bahn oder 
Bus erschlossene Gebiete kommen. 

Die große Frage muss lauten: Warum 
muss die Bahn eigentlich rentabel sein? Ist 
es nicht vielmehr eine sinnvolle ö�entliche 
Infrastruktur, und zwar in sozialer wie in 
klimapolitischer Hinsicht? Denn wer Öf-
�s nutzen kann, muss nicht so viel Geld in 
die Mobilität stecken, sondern kann auch 
mal für Biolebensmittel mehr ausgeben. 
Diese wiederum schmecken nicht nur bes-
ser und sind gesünder – wenn sie nicht in 
der Masse produziert werden, sind sie 
auch deutlich klimafreundlicher. Was also 
fehlt, ist der politische Wille, ö�entlichen 
Verkehr massiv auszubauen. 

Zurück zu den „Fridays for Future“: 
Als würde es den jungen Menschen dar-
um gehen, einen Bildungsauftrag zu er-
füllen. Denn was soll ihnen das bringen, 
wenn die Welt zerstört wird, in der sie 
das Erlernte anwenden könnten? Und 
wie sinnvoll ist dieser Bildungsauftrag, 
wenn die Verantwortlichen, die diesen 
de�niert haben, nicht das Nötige tun, 
um die Erde zu schützen?

Standpunkt
Sonja Fercher

Chefredakteurin
Arbeit&Wirtschaft
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Momentan wird die Verantwortung für den Klimaschutz ständig herumgereicht.  
Um dem Klimawandel nachhaltig vorzubeugen, braucht es eine andere  
Wirtschaftslogik. Und: Klimapolitik ist Verteilungspolitik. Denn gerade wer ein 
geringeres Einkommen hat, verhält sich wenig klimaschädlich. Dafür leidet  
diese Gruppe am stärksten unter den Folgen. Mutige Politik ist gefragt,  
um die Wende herbeizuführen. 

 „Diese E-Mobilitäts-Debatte ist ver-
antwortungslos“, ärgert sich Politikwis-
senschafter Ulrich Brand. Denn die gro-
ße Ho�nung, dass E-Mobilität einen 
zentralen Beitrag zum Klimaschutz leis-
ten könne, ist jedenfalls fragwürdig. 
Denn es ist zumindest kurzsichtig, auf 
eine Technik zu setzen, die weiterhin da-
rauf beruht, Ressourcen auszubeuten, 
die endlich sind: „Alle wissen, dass Lithium 
als Grundsto� für Batterien weltweit 
nicht reicht, vielleicht noch 15 oder 
20 Jahre, wenn man die Flotte komplett 
umstellen würde“, hält Brand fest. „Aber 
dann ist der Rohsto� auch weg – und 
was machen wir dann?“ 

Für den Politikwissenschafter steht 
die Debatte exemplarisch dafür, dass in 
der Klimadebatte Grundfragen nicht ge-
stellt werden: „E-Mobilität ist die Fort-
führung des jetzigen Modells. Dabei 
wird auf ein Riesenproblem nur eine 
partielle Antwort gegeben.“ Für ihn geht 
es nicht um die Frage: E-Mobilität – Ja 
oder Nein? Vielmehr müsse man verste-
hen, dass es die bestehende Wirtschafts-

E
s war einer dieser symbolischen 
Zufälle, wie sie der Alltag oftmals 
besser zusammenbringt als jede Sa-
tire. Der Juni 2019 neigte sich dem 

Ende zu und Europa ächzte unter einer 
zu dieser Jahreszeit noch nie dagewese-
nen Hitze. Die DemonstrantInnen der 
„Fridays for Future“ hatten damit weite-
ren Rückenwind erhalten, den sie sich in 
dieser Form sicherlich kaum gewünscht 
haben. Just zu dieser Zeit passierte in der 
deutschen Hauptstadt Berlin etwas an-
deres: Die Größen der deutschen Auto-
mobilindustrie gaben sich ein Stelldich-
ein bei Bundeskanzlerin Angela Merkel. 
Auf der Tagesordnung: die Rettung der 
Automobilindustrie. Und diese hielt die 
Hände auf: Man brauche Subventionen, 
um den Umstieg auf die E-Mobilität zu 
schaffen, den man in den vergangenen 
Jahren schlichtweg verschlafen hat. Die 
Regierung zeigte sich nur allzu bereit, 
kein Wunder, hängen doch gerade an der 
deutschen Automobilindustrie unzählige 
Arbeitsplätze – und somit auch in Ös-
terreich als Zuliefererland. 
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logik ist, die uns überhaupt erst in diese 
schwierige Lage gebracht hat. Sich damit 
zu konfrontieren ist freilich unbequem 
– und es ist auch eine Machtfrage. 

Deshalb ist es wohl nicht zufällig so, 
dass die Verantwortung für den Klima-
schutz momentan herumgereicht wird 
wie die sprichwörtliche heiße Karto�el: 
Die PendlerInnen seien schuld, weil sie 
dorthin gezogen sind, wo es keine Ö�s 
gibt. Die KonsumentInnen seien schuld, 
weil sie Geiz eben geil �nden. Die Indus-
trie (inklusive der industriellen Land-
wirtschaft) sei schuld, weil sie Pro�te 
über alles stellt. Die Politik sei schuld, 
weil sie sich mit den Mächtigen nicht 
anlegen will. Nun, in all dem steckt das 
berühmte Körnchen Wahrheit, und 
doch ist die Welt natürlich komplexer. 

Klimaschutz ist eine Verteilungsfrage

Zahlen gibt es sehr viele, und es ist nicht 
immer leicht, den Überblick zu bewah-
ren. Klar ist aber, dass vier Bereiche für 
die meisten CO2-Emissionen verant-
wortlich sind: Energie, Verkehr, Indus- 
trie und Landwirtschaft. Was den Ver-
brauch von Privatpersonen betrifft, so 
zeigen Berechnungen der britischen 
NGO Oxfam auf, wie sehr Klimaschutz 
eine Verteilungsfrage ist. Denen zufolge 
konsumiert klimaschädlicher, wer mehr 
Geld hat. Rund die Hälfte aller Emissio- 
nen werden von den reichsten 10 Pro-
zent verursacht. Die Dimensionen sind 
nur schwer zu fassen: Der CO2-Fußab-

druck der reichsten zehn Prozent ist 
zehnmal so groß wie jener der unteren 
50 Prozent. Jener des reichsten Prozent 
ist 277-mal so groß wie jener der ärms-
ten 10 Prozent. 

AK-Verteilungsexperte Matthias 
Schnetzer bestätigt auch für Österreich, 
„dass die über das Konsumverhalten ver-
ursachten CO2-Emissionen mit steigen-
dem Einkommen zunehmen“. Dies 
habe eine Studie der Wiener Wirt-
schafts-Uni ergeben. Der AK-Experte 
kann auch mit Erklärungen aufwarten, 
warum dem so ist: „Mit steigendem Ein-
kommen steigen auch die absoluten 
Konsumausgaben, also die Euro, die in 
den Konsum gesteckt werden. Die Kon-
sumerhebung der Statistik Austria zeigt, 
dass die höheren Einkommensschichten 
einen deutlich höheren Teil ihres Kon-
sums für Verkehr, aber auch für Freizeit 
und Hobbys ausgeben (können) als die 
unteren.“ Andere Datenquellen wieder-
um würden die Vermutung nahelegen, 
dass die unteren Einkommen deutlich 
öfter mit den Ö�s unterwegs sind. 
„Oben steigt der Kfz-Anteil, aber auch 
jener der Flugreisen“, hält Schnetzer 
fest. Somit wird auch deutlich, dass ins-
besondere jene Menschen, die es sich 
leisten können, durch eine Veränderung 
ihrer Konsumgewohnheiten einen wert-
vollen Beitrag zum Klimaschutz leisten 
könnten. 

Für Politikwissenschafter Ulrich 
Brand es ist wichtig, die Analyse nicht 
auf die Oberschicht zu beschränken: 

„Man muss immer auch die Mittel-
schicht dazunehmen, sonst verkennt 
man viel“, betont er. Denn von Bedeu-
tung ist der Statuskonsum, der auf alle 
ausstrahlt. Freilich gibt es in der Mittel-
schicht viele Menschen, die sich bemü-
hen, umweltschonend zu leben. Aber es 
gibt auch eine andere Gruppe, „die ganz 
aggressiv schaut, dass sie sechsmal im 
Jahr ihren Kurzurlaub macht, und de-
nen der Status wichtig ist“, beobachtet 
Brand. Und eben dieser Status wird 
durch Vergleiche de�niert, ob mit Nach-
barInnen, FreundInnen, Familie oder 
ArbeitskollegInnen. „Jetzt haben die 
schon wieder ein neues Auto, sollten wir 
nicht auch ein neues kaufen? Jetzt haben 
die ein noch größeres Auto, sollten wir 
nicht auch ein größeres haben?“ So be-
schreibt der Politikwissenschafter einen 
Gedankengang, der wohl vielen Men-
schen vertraut ist, wobei sich das Auto 
durch andere Produkte wie Handy, 
Fernseher oder Computer ersetzen lässt 
oder aber durch diverse Fernreiseziele. 

Ein Teufelskreis

Die Globalisierung hat nicht nur dem 
Mittelstand in Europa oder Nordameri-
ka Wohlstandsgewinne beschert, son-
dern auch in Ländern wie China oder 
Brasilien. Dies ist wohl auch einer der 
Gründe, weshalb sich der Klimawandel 
zuletzt so beschleunigt hat. Denn der 
gestiegene Wohlstand wiederum geht 
mit Konsumgewohnheiten einher, die 
klimaschädlich sind. Und diese Konsum-
gewohnheiten wiederum stabilisieren ein 
Wirtschaftssystem, das Ulrich Brand ge-
meinsam mit seinem Kollegen Markus 
Wissen mit dem Begriff „imperiale Le-
bensweise“ beschreibt (siehe auch Heft 
6/2019 „Einmal rund um die Welt“). 
Darunter fassen sie all diese Aspekte des 
heutigen Wirtschaftssystems zusammen, 
und sie weisen darauf hin, wie sehr die 
einzelnen Aspekte ineinandergreifen und 
einander geradezu bedingen.

Diese Lebensweise beruht auch dar-
auf, dass viele Produktionsschritte in 
andere Teile der Welt ausgelagert wer-
den. Dies wird gerne als internationale 
Arbeitsteilung verharmlost. Oder aber 
man spricht abstrakt von der Wert-
schöpfungskette, was ebenfalls ver-
schleiert, dass Menschen aus anderen 

8

„Jetzt haben die schon wieder ein neues Auto, 
sollten wir nicht auch ein neues kaufen? 

Jetzt haben die ein noch größeres Auto, sollten 
wir nicht auch ein größeres haben?“
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„Wenn wir über Wohlstand sprechen, müssen 
wir über Kapitalismus sprechen. Und dieser 
hat kein Wohlstandsversprechen für alle.“

 Ulrich Brand, Politikwissenschafter

Arbeit&Wirtschaft 7/2019
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Regionen der Welt die Drecksarbeit er-
ledigen, wobei die Verschmutzung ihrer 
Umwelt oftmals billigend in Kauf ge-
nommen wird. So zynisch es klingen 
mag, aber der positive Nebene�ekt der 
Globalisierung ist, dass viele Produkte 
hierzulande billig sind, was wiederum 
gerade Menschen zugutekommt, die 
wenig Geld zur Verfügung haben. 

Die Gewinnung von Ressourcen für 
die Akkus, mit denen E-Autos betrieben 
werden, ist dafür ein Beispiel. Ein ande-
res Beispiel liefert die Landwirtschaft. 
Anfang August ließ der Weltklimarat 
aufhorchen: Laut dem von ihm vorge-
legten Sonderbericht ist die Nahrungs-
mittelproduktion für ein Viertel der 
menschengemachten Treibhausgasemis-
sionen verantwortlich. Eine wichtige 
Rolle dabei spielt die industrielle Land-
wirtschaft, die erst die günstigen Preise 
für Lebensmittel ermöglicht. Für die 
Umwelt aber ist sie ein Problem, denn 
sie laugt die Böden aus und sorgt mit 
ihren großen Monokulturen für enor-
men Bedarf an Chemie. Für die Fleisch-
industrie wiederum werden riesige 
Mengen an Soja importiert, für das mo-
mentan der Regenwald in Brasilien ge-
rodet wird. 

Ein weiterer problematischer Aspekt 
sind Freihandelsabkommen. An sich 
kann Freihandel bzw. die zugrunde lie-

gende Vorstellung einer internationalen 
Arbeitsteilung eine gute Sache sein. Die 
Realität ist aber leider, dass er zur Aus-
beutung von menschlichen wie natürli-
chen Ressourcen beiträgt. Das Freihan-
delsabkommen etwa, das zwischen EU 
und den Mercosur-Staaten nun vorliegt, 
wird nicht umsonst folgendermaßen zu-
gespitzt: Sie kaufen die in Europa pro-
duzierten Autos, dafür kaufen wir Soja 
und Fleisch von ihnen. Welche negati-
ven Konsequenzen ein solch fragwürdi-
ger Tauschhandel haben kann, zeigen 
die mutwilligen Rodungen im brasilia-
nischen Regenwald. 

Wenige gewinnen, viele profitieren

Kurzum: Es gibt durchaus einige Gewin-
nerInnen der aktuellen Wirtschafts- und 
Lebensweise. Allerdings gibt es auch un-
zählige VerliererInnen. Denn es ist eine 
Illusion, dass die Globalisierung Wohl-
stand für alle bringt. „Wenn wir über 
Wohlstand sprechen, müssen wir über 
Kapitalismus sprechen. Und dieser hat 
kein Wohlstandsversprechen für alle“, 
hält Politikwissenschafter Brand fest. „Er 
ist wegen seiner expansiven Logik durch-
aus in der Lage, für manche Wohlstand 
zu schaffen. Nur ist die Frage, unter wel-
chen sozialen und ökologischen Bedin-
gungen. Wenn wir über Globalisierung 

sprechen, wäre immer meine Frage: Zu 
welchen Bedingungen findet sie statt?“, 
so Brand. Diese Bedingungen müssen 
entsprechend gestaltet werden. Genau 
dafür können sich etwa Freihandelsab-
kommen sehr wohl eignen – wenn sie 
denn als solches Instrument genützt 
werden. 

Das Problem mit dem Klimawandel 
aber ist: Naturphänomene halten sich 
nicht an politische Grenzen. Allerdings 
ist es nicht so, dass sie alle Menschen 
gleichermaßen betre�en. Vielmehr sind 
die Folgen des Klimawandels ungleich 
verteilt, was sich auch für Österreich be-
legen lässt. Die Statistik Austria hat un-
tersucht, wie die ÖsterreicherInnen die 
Umweltsituation einschätzen. „Für alle 
Umweltbereiche gilt, dass armutsgefähr-
dete Personen diese deutlich schlechter 
einschätzen als alle anderen Einkom-
mensgruppen“, erläutert AK-Experte 
Schnetzer. „Je höher das Einkommen 
ist, desto mehr Haushalte schätzen die 
Umweltsituation als gut ein.“ Dies hat 
mehrere Ursachen, eine davon ist sicher-
lich die Wohnsituation. Denn wer weni-
ger Einkommen zur Verfügung hat, 
wohnt öfter in Gegenden, in denen die 
Umweltbelastungen etwa durch Verkehr 
höher sind. „Global sehen wir eine Ent-
koppelung: Die oberen Einkommens-
schichten verursachen mehr CO2-Emis-

Die Technik wird’s schon richten? Statt über Sensoren zur Reduzierung von Spritz- und Düngemitteln in der Landwirtschaft müssen wir über 
Alternativen nachdenken, die gar nicht erst so viel Chemie brauchen.
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sionen, aber die niedrigeren sind mehr 
von den Umweltbelastungen betro�en“, 
so der AK-Experte. 

Zurück zu jenem heißen Junitag in 
Berlin und zur Frage der E-Mobilität. Für 
Ulrich Brand ist die Strategie der Auto-
mobilindustrie nur allzu durchsichtig. „Es 
ist ein Managementkampf, um die Pro�t-
raten zu halten, und nicht, um das Mo-
dell umzustellen“, befürchtet er vielmehr. 
Hält man sich die immer größer werden-
den Autos vor Augen, die von den Bän-
dern ebendieser Branche rollen – in Zu-
kunft könnten Pick-ups die ohnehin 
schon immer riesiger werdenden SUVs 
ablösen –, so kommen in der Tat Zweifel 
auf, wie ernst man es mit der Nachhaltig-
keit meint. Denn ressourcenschonend 
sind sie allein schon aufgrund ihrer Größe 
keinesfalls. Zusätzlich machen sie breitere 

Straßen und größere Parkplätze nötig, 
und das wiederum bedeutet weniger drin-
gend benötigte Grün�ächen. Und selbst 
wenn sie in Zukunft alle elektrisch betrie-
ben sind: Von einer 100-prozentigen Ab-
deckung mit Ökostrom kann keine Rede 
sein – und das, obwohl der Energiever-
brauch weltweit weiter im Steigen ist. 

Mehr Urlaub bei Bahnfahrt

Umso mehr ist die Politik gefordert. Die-
se müsste die Rahmenbedingungen dafür 
herstellen, um sowohl nachhaltiges Wirt-
schaften als auch nachhaltiges Konsumie-
ren voranzutreiben. Momentan werden 
Menschen nämlich auch in diese imperi-
ale Lebensweise hineingezwungen, wie Ul-
rich Brand kritisiert: „Wenn man am Land 

lebt und systematisch das Auto bevorzugt 
wird; wenn man für gute Lebensmittel ins 
Reformhaus gehen und mehr bezahlen 
muss, weil der gute, ökologische Lebens-
mittelstandard nicht überall die Regel ist.“ 

Alternativen könnten eine soziale und 
ökologische Infrastruktur sein, wie dies 
von der AK vorangetrieben wird, �ndet 
Brand. Es könnte ein Bekenntnis zum öf-
fentlichen Verkehr sein bzw. zum Aus-
stieg aus der individuellen Automobilität. 
Es könnten auch individuelle Anreize 
sein. Ulrich Brand nennt als Beispiel: 
Wer mit der Bahn in den Urlaub fährt, 
bekommt einen Urlaubstag zusätzlich. 

„Die Politik muss mutig sein!“, for-
dert der Politikwissenschafter. Denn nur 
so könne man auch die Menschen mit-
nehmen, sodass auch sie ihre Gewohn-
heiten ändern und so manche Dinge hin-
terfragen. Die Politik müsse – auch mit 
vielleicht symbolischen Schritten – vor-
anschreiten: „Wenn die Wiener Stadtre-
gierung sagen würde: Der Klimawandel 

zwingt uns dazu, den Lobautunnel nicht 
zu bauen oder auf die dritte Flughafen-
piste zu verzichten – dann fangen Men-
schen an, darüber nachzudenken: Muss 
ich so viel �iegen? Macht es nicht mehr 
Sinn, den Bahnverkehr auszuweiten?“ 

Zugleich müsse man sich Konzepte 
überlegen, wie man jenen Beschäftigten 
neue Jobmöglichkeiten erö�net, die in 
klimaschädlichen Branchen arbeiten 
und deren Arbeitsplatz im Zuge des öko-
logischen Umbaus auf dem Prüfstand 
stehen könnte. Hier nimmt Brand auch 
die Gewerkschaften in die P�icht: Diese 
dürften sich nicht in Abwehrkämpfen 
etwa beim Kohleausstieg oder in der Au-
tomobilindustrie verlieren, wie er dies 
bei manchen deutschen Gewerkschaften 
beobachtet. Vielmehr müssten sie sich 
o�ensiv neue Konzepte überlegen. 

Die richtige W-Frage

Zugleich müssten sich Gewerkschaften 
endgültig davon verabschieden, im Wachs-
tum das Allheilmittel auch für die gerech-
te Verteilung zu sehen. „Der neoliberale 
Kapitalismus ist stark gewachsen in den 
1990er-Jahren, aber er hat die Verteilungs-
schere vergrößert“, hält Brand fest. „Die 
primäre Frage ist das Wohlstandsmodell. 
Und die Wohlstandsfrage zu stellen heißt 
zu hinterfragen, wie viel Macht die star-
ken transnationalen Akteure über die 
Schaffung unseres Wohlstands haben sol-
len: Stichwort industrielle Landwirtschaft, 
Stichwort SUVs, Stichwort Handys und 
Stichwort Kleidung aus Kambodscha. Das 
sind aus meiner Sicht die entscheidenden 
Fragen, die in den Gewerkschaften zu we-
nig thematisiert werden.“ 

All dies sind nicht nur soziale Fragen, 
vielmehr sind sie mit dem Klimaschutz 
eng verbunden. Der Rekord-Juni und 
weitere Rekordmeldungen seither haben 
deutlich gemacht, dass der Klimawandel 
nicht erst in ferner Zukunft statt�nden 
wird – er ist schon da. Höchste Zeit also 
für eine mutige Politik – gesetzt den Fall 
natürlich, dass es einem mit dem Klima-
schutz wirklich ernst ist. 

 

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Redaktion

aw@oegb.at

„Wenn die Wiener Stadtregierung sagen würde: 
Der Klimawandel zwingt uns dazu, den 

Lobautunnel nicht zu bauen oder auf die dritte 
Flughafenpiste zu verzichten – dann fangen 

Menschen an, darüber nachzudenken:  
Muss ich so viel fliegen? Macht es nicht mehr 

Sinn, den Bahnverkehr auszuweiten?“

Ulrich Brand, Politikwissenschafter
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I
m Pariser Klimaabkommen haben sich 
fast alle Staaten der Welt im Dezember 
2015 dazu bekannt, die Erd er wärmung 
möglichst auf 1,5 Grad Celsius zu be-

grenzen. Die nunmehr zügig erforderliche 
sogenannte Dekarbonisierung der Wirt-
schaft wird auch die Arbeitswelt funda-
mental verändern. Schon die EU-Klima-
ziele bis 2030 werden nicht ohne einen 
grundlegenden und kostenintensiven Um-
bau des Energiesystems zu erreichen sein. 
Bereits im November 2018 hat die Eu-
ropäische Kommission darüber hinaus 
in einer Mitteilung erste Szenarien zur 
Diskussion gestellt, die aufzeigen sollen, 
wie Europa bis 2050 klimaneutral wer-
den könnte. Dabei wird auch gewürdigt, 
dass der Ausstieg aus den fossilen Ener-
gieträgern nicht zuletzt eine soziale He-
rausforderung bedeutet und für die Be-

schäftigten mit Chancen und Risiken 
verbunden ist. 

Große soziale Herausforderung

Offensichtlich ist, dass die Bewältigung 
der Klimakrise keine rein technologische 
Herausforderung, sondern im Kern eine 
Frage sozialer Gerechtigkeit ist. Weitge-
hend offen ist jedoch, wie im aktuellen 
politisch-ökonomischen Kontext Ansatz-
punkte für einen gerechten Übergang 
(Just Transition) in eine postfossile und 
ressourcenschonende Gesellschaft ausse-
hen. „Just Transition“ wurde nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit den internatio-
nalen Klimaverhandlungen ein Leitbe-
griff der internationalen Gewerkschafts-
bewegung. Insbesondere der Internatio-
nale Gewerkschaftsbund und seine Vor-
läuferorganisationen bemühten sich seit 
Beginn der internationalen Klimapolitik 
darum, die Interessen von Arbeitneh-

merInnen in den Verhandlungsprozess 
einzubringen. Im Vordergrund steht da-
bei zwar die Problematisierung von ne-
gativen Auswirkungen, die Klimawandel 
und -politik auf Beschäftigte haben kön-
nen. Die Herausforderungen des Struk-
turwandels und seine Effekte auf Beschäf-
tigungs- und Lebensbedingungen werden 
aber auch umfassender thematisiert.

Noch relevanter scheint heute je-
doch die gewerkschaftliche �ematisie-
rung von Beschäftigungs-, Verteilungs- 
und Machtfragen auf Ebenen unterhalb 
der internationalen Klimapolitik. Insbe-
sondere auf nationaler, aber auch auf 
europäischer und lokaler Ebene gilt es 
sicherzustellen, dass der Kampf gegen 
den Klimawandel im Sinne der Arbeit-
nehmerInnen gestaltet wird. Nur wenn 
im Rahmen von klima- und energiepoli-
tischen Strategien und Plänen Vorsorge 
getro�en wird, dass die Transformati-
onskosten gerecht verteilt werden, kann 

Gerechter Wandel
Klimaschutz muss nicht auf Kosten der Beschäftigten gehen. Zwei internationale 

Beispiele geben Hinweise, worauf es dabei ankommen kann.

Michael Soder und Florian Wukovitsch
Abteilung Wirtschaftspolitik der AK Wien
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die Unterstützung der avisierten Dekar-
bonisierungspfade durch eine breite Be-
völkerungsmehrheit sichergestellt wer-
den. Auch die AK bezieht sich daher in 
ihren Positionen zur Klima- und Ener-
giepolitik zunehmend auf die Diskussi-
on zu „Just Transition“. Neben Stellung-
nahmen zu den einschlägigen Vorhaben 
der österreichischen Bundesregierung 
hat die AK Anfang 2019 mit Gewerk-
schaften und anderen Organisationen 
der Zivilgesellschaft auch ein gemeinsa-
mes Verständnis von „Just Transition“ 
verö�entlicht.

Darin wird gefordert, dass die Prozes-
se hin zu einem postfossilen Zeitalter auf 
allen Ebenen demokratisch gestaltet wer-
den müssen. Im Zentrum stehen die Ge-
währleistung guter Arbeits- und Lebens-
bedingungen sowie von leistbarer Ener-
gie und Mobilität. Umstrukturierungen 
in der Produktion und der Arbeitswelt 
dürfen weder zulasten der Beschäftigten 
in den betro�enen Sektoren noch zulas-
ten der Umwelt oder von Menschen in 
anderen Regionen gehen. Dafür braucht 
es eine aktive Wirtschafts- und Sozialpo-
litik sowie geeignete Maßnahmen auf 
betrieblicher Ebene. Eine zentrale Vor-
aussetzung für „Just Transition“ ist ein 
gut ausgebauter Sozialstaat.

Was bedeutet das in der Praxis?

Die Lösung der Klimakrise erfordert einen 
umfassenden Wandel in der Art und Wei-
se, wie wir produzieren und konsumieren. 
Angesichts dieser weitreichenden Verän-
derungen wird nur eine neue Form der 
Politik den notwendigen Wandel gestalten 
können. So ist die Lösung der Klimakrise 
keine rein umwelt- oder energiepolitische 
Frage, sondern auch eine sozial-, struktur- 
und arbeitsmarktpolitische Herausforde-
rung. Praxisinitiativen, die im weitesten 
Sinne der Idee einer „Just Transition“ fol-
gen, denken daher unterschiedliche Poli-
tikfelder immer zusammen. Einige inter-
nationale Beispiele geben bereits Hinwei-
se, welche Instrumente und Prozesse einen 
gerechten Übergang in eine postfossile 
Wirtschaft fördern können.

Kanada: raus aus der Kohle

Kanada plant, bis 2030 aus der Erzeu-
gung von Strom aus Kohle auszusteigen 

und im Jahr 2030 90 Prozent der Elek-
trizität aus erneuerbaren Quellen zu er-
zeugen. Um eine möglichst breite Betei-
ligung an diesem Prozess zu gewährleis-
ten, hat die kanadische Regierung 2018 
beschlossen, eine Task-Force aus Gewerk-
schaften, Wissenschaft, NGOs, Unter-
nehmen und VertreterInnen lokaler Po-
litik einzurichten. Diese Task-Force soll 
Informationen sammeln und aufbereiten 
und den Dialog mit Regionen suchen, 
die besonders stark vom Strukturwandel 
betroffen sein werden, den der Kohleaus-
stieg mit sich bringt. 

Ziel ist, die grob 42.000 in der Koh-
leindustrie beschäftigten Arbeitneh-
merInnen direkt im Strukturwandel zu 
unterstützen. Dabei sollen nicht nur jene 
Mittel identi�ziert und bereitgestellt 
werden, die zur Abfederung von Arbeits-
platzverlusten nötig sind. Gemeinsam 
mit den betro�enen Kommunen soll die 
Task-Force auch Bündel an Maßnahmen 
entwickeln, die dazu beitragen, die sozia-
len Auswirkungen der Strukturanpas-
sung bestmöglich abzumildern. Ein der-
artiger Maßnahmenmix kann aus folgen-
den Elementen bestehen: Schulungs- 
und Quali�zierungsangeboten, ö�entli-
chen Mitteln für die Klima- und Ener-
gieforschung sowie Unterstützungen für 
die Umstellung der Stromerzeugung auf 
erneuerbare Energiequellen. Ein breiter 
Beteiligungsprozess soll sicherstellen, 
dass der Strukturwandel mit durchdach-
ten arbeitsmarkt- und strukturpoliti-
schen Maßnahmen aktiv im Interesse der 
ArbeitnehmerInnen gestaltet wird.

Ägypten: geteilte Last

Die Regierung Ägyptens entschied sich 
im Juli 2014 zu einer Reform der Treib-
stoffsubventionen, was zu beträchtlichen 
Preiserhöhungen führte. Angesichts der 
Erfahrungen mit dem vorangegangenen 
Arabischen Frühling entschloss sich die 
Regierung aber zu einer Vorgehensweise, 
die sie als „geteilte Last“ bezeichnete. So 
führte die Regierung vor und während 
der Reform der Treibstoffsubventionen 
Maßnahmen ein, die darauf abzielten, die 
absehbaren sozialen Auswirkungen abzu-
mildern: Es wurden nicht nur Subven - 
t ionen für Nahrungsmittel ausgeweitet, 
um die steigenden Lebensmittelpreise für 
sozial schwache Gruppen abzufedern. Als 

Kurzfristmaßnahme wurden auch Mili-
tärbusse als kostenlose Transportmittel 
bereitgestellt. Daneben wurden Steuern 
auf Kapitalerträge und Vermögen erhöht. 

Selbst wenn die breite Akzeptanz des 
konkreten Maßnahmenbündels sicher 
auch der politischen und sozialen Situati-
on in Ägypten geschuldet ist, so ist der 
Fall doch ein Lehrbeispiel für andere 
Kontexte: Er zeigt nämlich, dass die sozi-
al- und steuerpolitische Einbettung einer 
Verteuerung fossiler Energieträger poten-
zielle Widerstände bereits im Vorfeld auf-
lösen kann. Dazu ist aber eine klare 
Kommunikationsstrategie der Regierung 
vonnöten, die die sozial gerechte Ausge-
staltung energie- bzw. klimapolitischer 
Maßnahmen nicht nur thematisiert, son-
dern auch nachvollziehbar erklärt.

Ein erstes Fazit

Strukturwandel ist in den modernen 
Ökonomien ein vertrautes Phänomen. 
Neu ist aber, dass der Wandel hin zu ei-
ner nachhaltigen Wirtschafts- und Le-
bensweise nunmehr aktiv und interna  - 
t ional akkordiert gestaltet werden muss, 
um die Klimakatastrophe vielleicht doch 
noch einmal abzuwenden. Die beiden 
internationalen Beispiele zeigen, dass ei-
ne sozial gerechte Ausgestaltung klima-
politischer Maßnahmen möglich ist. Es 
braucht dazu nicht zuletzt politischen 
Willen, die breite Einbindung in den po-
litischen Prozess auf unterschiedlichen 
Ebenen sowie eine kluge Verknüpfung 
aller relevanten Politikfelder wie Ener-
gie-, Klima-, Arbeitsmarkt-, Sozial- oder 
Wirtschaftspolitik.

Just Transition / Klimaschutz 
demokratisch gestalten:
tinyurl.com/y2qwcevg

Internationales Institut für nachhaltige 
Entwicklung (IISD) – auf der Suche nach 
dem gerechten Übergang: Beispiele aus 

der ganzen Welt:
tinyurl.com/yxe98ybq

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autoren
michael.soder@akwien.at 

florian.wukovitsch@akwien.at
oder an die Redaktion

aw@oegb.at

http://tinyurl.com/y2qwcevg
http://tinyurl.com/yxe98ybq
mailto:michael.soder%40akwien.at?subject=
mailto:florian.wukovitsch%40akwien.at?subject=
mailto:aw%40oegb.at?subject=
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R
und 33.000 Euro pro Jahr zahlte 
das Krankenhaus „Göttlicher Hei-
land“ für Mineralwasser auf den 
Stationen. „Dann haben wir auf 

Leitungswasser umgestellt“, erzählt Be-
triebsratsvorsitzender Gerald Mjka. „Das 
geschah ursprünglich aus Kostengrün-
den, denn anlässlich von Gehaltsdiskus-
sionen wollten wir zeigen, dass man auch 
anders als beim Personal sparen kann.“ 
Dass damit auch die Umwelt geschont 
wird, war ein positiver Nebeneffekt. „Zu-
sätzlich waren unsere AbteilungshelferIn-
nen froh, dass sie keine Plastikflaschen-
Träger mehr schleppen mussten.“ Von 
diesem „Win-win-win-Effekt“ motiviert, 
entstand die Idee für ein „grünes“ Kran-
kenhaus. Angestrebt ist wöchentlich ein 
fleischloser Tag in der Kantine. Mjka, 
Vorsitzender des Fachbereichs Gesund-
heit bei vida, ist selbst kein Vegetarier, 
„aber ein Tag ohne Fleisch in der Kantine 
muss doch möglich sein“. Er hat auch 
schon Ideen von Beschäftigten aus ande-
ren Abteilungen gesammelt, etwa zur Re-
duktion von Wegwerfprodukten: „Mir 
gefällt die Idee, dass die Impulse zum 
grünen Krankenhaus direkt von den Kol-
legInnen aus den verschiedenen Berei-
chen kommen. 2020 soll’s losgehen.“

Einsparungen sind auch in so sensib-
len Branchen wie dem Gesundheitsbe-
reich möglich: Durch Contracting wer-
den e�ziente Energie- und Heizanlagen 
�nanziert, e�zientes Bescha�ungswesen 
und Abfallmanagement nützen der Um-
welt und senken Kosten. In Kärnten hat 
sich die Landeskrankenhausbetriebsge-

sellschaft KABEG Nachhaltigkeit auf 
die Fahnen geschrieben. Ein Klinikneu-
bau wurde von der Initiative klimaaktiv 
ausgezeichnet, der Einkauf wurde nach-
haltiger durch regionale Nahrungsmit-
telbescha�ung über ein spezielles Be-
scha�ungsportal.

KOHLENDIOXID REDUZIEREN. Die meisten 
Treibhausgase entstehen durch Verkehr 
und Industrie. Während einige dieser 
Treibhausgase seit dem Kyoto-Basisjahr 
1990 deutlich reduziert wurden, sind die 
CO2-Emissionen weltweit gestiegen – 
vor allem aufgrund des Verkehrs. Theo-
retisch gibt es in fast jedem Betrieb noch 
Potenzial, die CO2-Bilanz zu verbessern. 
Die Möglichkeiten sind zahlreich:

ENERGIEEFFIZIENZ. Auch wenn im öster-
reichischen Strommix (Wasserkraft, ther-
mische Kraftwerke etc.) der Anteil an er-
neuerbaren Energieträgern relativ hoch 
ist, so wird mit jeder Kilowattstunde auch 
CO2 freigesetzt.  Nur bei der Herstellung 
von reinem Ökostrom entstehen keine 
CO2-Emissionen. Energiesparen zahlt 
sich aber immer aus. Denn Ressourcen 
werden auch für die Errichtung von 
Windrädern oder Solarzellen verbraucht, 
und damit entstehen Treibhausgase.

Nach wie vor schlummert etwa in 
Österreichs Büros großes Stromsparpo-
tenzial. Laut o�zieller Statistik könnten 
durch Verhaltensänderungen und/oder 
den Einsatz e�zienterer Geräte Strom-
einsparungen von bis zu 70 Prozent er-
reicht werden.

Eine Möglichkeit ist der Umstieg auf 
LED-BELEUCHTUNG. Denn auch wenn im 

Handel keine althergebrachten Glühbir-
nen mehr erhältlich sind, so stecken vie-
le von ihnen noch in den österreichischen 
Lampen.  Das EU-Projekt „Premium 
Light Pro“ (www.premiumlightpro.at) 
unterstützt professionelle AnwenderIn-
nen bei der Umstellung auf energieeffi-
ziente LED-Beleuchtung. Nach zehn Jah-
ren betragen die Gesamtkosten vor allem 
wegen des geringen Energieverbrauchs 
nur etwas mehr als ein Viertel gegenüber 
dem Einsatz von Glühlampen. Positiver 
Nebeneffekt: LED-Lampen geben deut-
lich weniger Wärme ab.

Jeder Klick, jede Suchanfrage, jedes ge-
streamte Video oder hochgeladene Foto 
verbraucht ein kleines bisschen Strom. 
Wäre das INTERNET ein Land, hätte es 
den sechsthöchsten Energieverbrauch 
weltweit, meldet Greenpeace. Digitale 
Zurückhaltung hilft also beim Strom-
sparen.

Andererseits: VIDEOKONFERENZEN sind we-
sentlich klimaschonender als Konferen-
zen, zu denen mit Auto oder Flugzeug 
angereist werden muss. Tatsächlich steigt 
die Zahl der Dienstreisen seit Jahren 
kontinuierlich.

JOBTICKET NICHT NUR FÜR PENDLERINNEN. 
Allgemein ist MOBILITÄT sowohl beim Kli-
maschutz als auch in der Berufswelt ein 
großes Thema. Fahrgemeinschaften und 
Mitfahrbörsen sind nach wie vor noch 
eher Randerscheinungen. Auf Betreiben 
der FCG Steiermark wurde 1994 die 
Steirische Pendlerinitiative gegründet. 
Auf der Webseite www.pendlerinitiative.
at finden sich Links zur Mitfahrbörse der 

Wichtige Impulse
Ob Büroausstattung, Fahrgemeinschaften oder Speisepläne – BetriebsrätInnen haben 

viele Möglichkeiten, aktiv zum Klimaschutz beizutragen.

Astrid Fadler
Freie Journalistin
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Initiative und zu bundesweiten Mitfahr-
börsen, die (via App) auch ein spezielles 
Service für Unternehmen anbieten.

Für Unternehmen gibt es seit eini-
gen Jahren die Möglichkeit, nicht nur 
PendlerInnen, sondern allen Beschäftig-
ten steuerfrei eine Streckenkarte für ein 
ö�entliches Verkehrsmittel zur Verfü-
gung zu stellen (Jobticket). In Wien bei-
spielsweise ist das die Jahreskarte.

KÜHLUNG. Fluorierte Treibhausgase (F-
Gase) kommen vor allem in Kälte-, Kli-
ma- und Wärmepumpenanlagen zum 
Einsatz. Vor dem Einbau einer Klima-
anlage sollte man daher an klimascho-
nende Alternativen denken. So sind etwa 
in vielen Gebäuden die Möglichkeiten 
zur Beschattung durch Außenjalousien 
oder Fassadenbegrünung längst nicht 
ausgeschöpft. Der Klimatechnik-Markt 
bietet innovative Lösungen wie etwa De-
ckenelemente, die sowohl kühlen als 
auch heizen können. In Verbindung mit 
Geothermie und Grundwassernutzung 
sind dezentrale und umweltfreundliche 
Kältelösungen möglich. In der Nähe von 
Ballungszentren gibt es seit mehr als zehn 
Jahren außerdem die Option Fernkälte. 
Dabei wird die Kühlenergie aus Abwär-
me gewonnen. Ähnlich wie bei Fernwär-
me ist die Versorgung über Fernkälte-
zentralen oder dezentral direkt bei Groß-
kunden wie Einkaufszentren oder Kran-
kenhäusern möglich. Angesichts von 
Rekordsommern ist in ganz Österreich 
ein weiterer Ausbau geplant.

FAIR ESSEN. Weniger Fleisch und Milch-
produkte zu konsumieren schont das 
Klima. Ein Kilogramm Käse setzt rund 
8.000 g CO2 frei, ein Kilogramm Fleisch 
bis zu rund 20.000 g, während etwa Brot 
(640 g), Obst und Gemüse deutlich da-
runter liegen (1 Apfel 20 g). Entspre-
chende Veränderungen in der BETRIEBS-
VERPFLEGUNG nützen Klima und Ge-
sundheit. Weniger Fleisch, mehr Gemü-
se, mehr Produkte aus biologischer 
Landwirtschaft aus der Region sowie 
weniger Verpackungsmüll: Das ist vielen 
BetriebsköchInnen und Unternehmens-
leitungen bereits ein Anliegen. Die Ge-
werkschaft PRO-GE startete schon vor 
rund 15 Jahren die Kampagne „Fair es-
sen“ in den Betriebskantinen. Zahlreiche 
Unternehmen haben sich daran betei-

ligt. Obwohl damals vor allem der Ge-
sundheitsaspekt hervorgehoben wurde, 
stimmt das Motto bis heute: mehr Nach-
haltigkeit durch weniger Convenience-
Produkte und mehr Fair-Trade-Lebens-
mittel. Die entsprechenden Unterlagen 
wie der Essensreport mit zahlreichen 
Praxisbeispielen oder die Broschüre zum 
Essenseinkauf bieten daher wertvolle 
Tipps und Anregungen.

Es gibt aber auch engagierte große 
Anbieter für Gemeinschaftsverp�egung, 
so arbeitet etwa Gourmet seit Jahren mit 
dem WWF zusammen.

WEGWERFPRODUKTE. Bierdosen sind drei-
mal klimaschädlicher als Mehrwegfla-
schen, Einwegglasflaschen verursachen 
sogar fünfmal mehr Treibhausgasemissi-
onen als Mehrwegflaschen (inklusive 
Recycling und Reinigung). 

Abgesehen vom Energieaufwand bei 
Herstellung, Bearbeitung und Entsor-
gung können PLASTIKPRODUKTE in vieler-
lei Hinsicht zur Klimaerwärmung bei-
tragen. Polyethylen etwa, das in vielen 
Wegwerfprodukten enthalten ist, setzt 
das Treibhausgas Methan frei, sobald es 
an der Sonne zersetzt wird. 

NEUBAU UND RENOVIEREN. Naturgemäß 
sind hier die Möglichkeiten zahlreich: 
energiesparende Bauweise, ressourcen-
schonende Baustoffe und Heizsysteme 
etc. Flachdächer sollten nach Möglich-
keit begrünt werden. Die Umgebungs-
temperatur wird dadurch merklich ge-
senkt. Im Sommer geben versiegelte Flä-
chen selbst nachts noch Wärme ab, Ra-
sensteine können hier mitunter eine 
durchaus praktikable Alternative sein. 

Unterlagen zur Kampagne „Fair essen“ – 
Essensreport mit Praxisbeispielen:

tinyurl.com/y4hlnr27
Klimaschutzinitiative des Bundesministeriums 

für Nachhaltigkeit und Tourismus (BMNT):
www.klimaaktiv.at

Greenpeace Klima und Energie-Ratgeber:
tinyurl.com/y26kf96b

Die Umweltberatung – Bio: Vom Business- 
Catering bis zum Schulbuffet:

tinyurl.com/y4zuv2zu
Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin

afadler@aon.at
oder an die Redaktion

aw@oegb.at
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W
ährend der Hitzewelle im Juni 
kam ein 53-jähriger Slowake 
ins LKH Wiener Neustadt. 
Der Vater von fünf Kindern 

war bei der Arbeit auf einer Baustelle im 
Burgenland umgekippt. Kollegen ver-
ständigten rasch die Rettung. Ein Heli 
brachte den Mann nach Niederöster-
reich, wo er eine Woche mit dem Tod 
rang und schließlich starb.

In diesem Jahrzehnt vergeht kaum 
ein Sommer, in dem es nicht auch in 
Österreich zu Hitzetoten kommt. Seit 
2018 werden diese auch rückwirkend 
erfasst. Dafür verknüpft das Hit-
zeMOMO (Mortalitätsmonitoring) 
der AGES Sterbefälle mit Hitzewellen. 
2015 gab es einen vorläu�gen Höchst-
stand mit 1.122 Fällen. Die Zahlen 
sind nicht immer so hoch. So gab es 
2016 gar keine Hitzetoten. 2017 kam 
es wiederum zu 586 Fällen, 2018 gar 
zu 766. Tendenziell ist immer mit 
Krankheits- und Todesgefahr durch 
Hitzewellen zu rechnen. Dieser Juni 
etwa war der heißeste seit Beginn der 
Aufzeichnungen in Österreich. Sechs 
der zehn heißesten je gemessenen Som-
mer sind seit 2000 verstrichen. Und 
die Sommer wie auch die Winter wer-
den noch wärmer.

Schwitzen wie in Skopje

Grund hierfür ist der menschenge-
machte Klimawandel. Seit Jahren ma-
chen Studien Schlagzeilen, die Öster-

reich – von den alpinen Gletschern bis 
ins Wiener Becken – als besonders be-
troffen hervorheben. Das renommierte 
Crowther Lab der ETH Zürich kon-
kretisierte dies Anfang Juli mit Daten 
von 520 Metropolen aus aller Welt. Das 
plakative Fazit seiner Studie lautet: 
Steigt die Durchschnittstemperatur bis 
2050 global um 1,4 Grad, trifft es 
Großstädte der Nordhalbkugel beson-
ders hart. Sogar im besten angenom-
menen Fall wandert diese Region kli-
matisch zumindest 1.000 Kilometer 
südwärts. Die Bundeshauptstadt erlebt 
dann im Sommer Höchsttemperatu-
ren, die 7,6 Grad über dem heutigen 
Wert liegen. Das heißt, Wien schwitzt 
morgen so sehr wie heute Skopje. Die 
Balkanmetropole wiederum wird so 
heiß wie Austin, Texas. Stockholm wie-
derum wird Wien oder Budapest ent-
sprechen. Tropische Städte werden gar 
Verhältnisse erleben, wie sie heute noch 
unvorstellbar sind. Trockenperioden 
und damit Dürren werden weltweit zu-
nehmen, ebenso wie die Dauer und In-
tensität von Regenzeiten.

Der Vergleich der aufgeführten 
Städte kommt nicht von ungefähr. 
Das Team der ETH wollte damit den 
Klimawandel greifbar machen. Oft 
scheitere eine umweltfreundliche Poli-
tik nicht an lautstarker Klimaleug-
nung, sondern an einer schlechten 
Vermittlung von Wissen. So will das 
Crowther Lab heutige Städte dazu 
animieren, sich bei ihren künftigen 
Pendants Inspiration für den Hitze-
schutz zu holen. Auch Österreichs 
„Skopje“ muss sich zumindest anpas-
sen, um die Bevölkerung der Stadt vor 

den Folgen des Klimawandels zu 
schützen. Das betri�t nicht nur demo-
gra�sche Risikogruppen wie chronisch 
Kranke, Kinder und Alte. Es betri�t 
die gesamte Arbeitswelt.

19 bis 25 Grad sind ideal

Das HitzeMOMO unterscheidet nicht 
Arbeits- und Privatfälle, aber Beschäf-
tigte spüren es schon: In einer Online-
Umfrage der AK Wien wünschten sich 
95,6 Prozent der Befragten „hitzefitte“ 
Arbeitsplätze. Laut der Plattform „Ge-
sunde Arbeit“ von AK und ÖGB ist 
längst klar, dass eine optimale Arbeits-
temperatur bei 19 bis 25 Grad Celsius 
liegt – sowohl im Freien als auch in Bü-
ros. In Innenräumen ist diese Tempera-
turbreite Vorschrift. Ab 30 Grad neh-
men Reaktionsgeschwindigkeit und 
Koordinationsfähigkeit um ein Viertel, 
ab 35 Grad schon um die Hälfte ab. 
Höhere Temperaturen senken die Pro-
duktivität also deutlich. 2018 berichte-
te die AUVA, dass die Sommerhitze 
vermehrt Fehler und Unfälle am Ar-
beitsplatz nach sich zieht. Hitze schadet 
der Gesundheit: von Schwindel über 
Hitzschlag bis zum Tod. Das zeigt nicht 
nur der tragische Fall vom Juni.

Nun wissen auch AK und die Ge-
werkschaft Bau-Holz, dass im Sommer 
Außenthermometer 25 Grad schnell 
übersteigen. Sie fordern deshalb seit 
Jahren stärkere Schutzmaßnahmen am 
Bau. Der ÖGB konnte eine entspre-
chende Gesetzesänderung 2013 er-
kämpfen. Seither muss die Arbeit ab 
35 Grad im Freien eingestellt werden. 
Seit dem 1. Mai gilt sogar eine KV-

Hitzefrei statt hitzetot
Laut jüngsten Studien wird der Klimawandel die Städte der Welt künftig besonders 

hart treffen. Darauf muss sich auch die Arbeitswelt einrichten.

Zoran Sergievski
Freier Journalist
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Grenze von 32,5 Grad. Da diese Gren-
zen aber immer wieder missachtet wer-
den, gehören stärkere Kontrollen 
durch das Arbeitsinspektorat her, for-
dert die AK. „Klagen im Nachhinein 
sind schwierig, weil da der Nachweis 
natürlich erbracht werden muss“, 
meint Harald Bruckner von der Abtei-
lung Sicherheit, Gesundheit und Ar-
beit der AK Wien gegenüber 
Arbeit&Wirtschaft. Es sei sicherer, bei 
anhaltender Überschreitung der 
Höchstgrenzen das Arbeitsinspektorat 
anzurufen und eine Prüfung zu veran-
lassen. Ein anderes Problem sei, dass 
die Messstelle nicht immer beim Ar-
beitsplatz selbst sei: „Es gibt Büros, da 
hat es 30 Grad, Produktionshallen mit 
40 und Baugruben mit über 50 Grad. 
Das ist aus medizinischer Sicht un-
menschlich, überhaupt nicht mehr 
vertretbar“, hält Bruckner fest.

Die angeführten Grenzen hält 
Bruckner durch den Klimawandel für 
überholt. „Früher hat man sich ge-
freut, wenn das �ermometer über 30, 
32 Grad geklettert ist. Heute ist das 
die Regel“, begründet er seine Kritik. 
Die geltende Grenze sei zwar ein erster 
richtiger Schritt. Allerdings hält der 
Experte 30 Grad mittlerweile für ange-
messener. Außerdem gelten die Gren-
zen eben nur für den Bau. Viele andere 
Branchen, die im Freien tätig sind, ha-
ben überhaupt keine Regeln in diesem 
Bereich. Als Beispiel nennt Bruckner 
GärtnerInnen.

Er verweist auch auf die steigende 
UV-Belastung. Sie ist direkt für den 
Anstieg des weißen Hautkrebses ver-
antwortlich. „Ärzte warnen seit Jahren 
davor“, erinnert Bruckner. „Da haben 
wir massive Regelungslücken, obwohl 
die AUVA hier seit Jahren massive 
Kampagnen fährt“, erklärt er. In 
Deutschland etwa sei der weiße Haut-
krebs als Berufskrankheit anerkannt, 
hierzulande nicht. In Österreich werde 
das �ema „massiv negiert“.

Schatten und Pausen

ArbeitnehmervertreterInnen fordern 
Schutzmaßnahmen aller Art, um den 
Job erträglich zu gestalten. Dazu gehö-
ren etwa Jalousien und klimatisierte 
Ersatzarbeitsplätze. Laut Harald Bruck-

ner sollte man der Firma die Verant-
wortung überlassen, wie genau die Ab-
kühlung im Einzelnen gestaltet werde. 
Wobei Klimaanlagen im großen Stil 
kontraproduktiv seien, sagt der Exper-
te: „Die verbrauchen viel Strom und 
erzeugen im Freien – beim Rausblasen 
– wieder viel Hitze. Es ist natürlich in 
manchen Bereichen gar nicht anders 
möglich.“ Laut Experten beträfe das 
zehn Prozent aller Arbeitsplätze, etwa 
in der Produktion.

Hitzeintensive Berufe, wie etwa 
Gießer, sollten abgekühlte Erholungs-
räume für mehr bezahlte Pausen erhal-
ten. Für draußen empfehlen AK und 
ÖGB �xe und mobile Beschattungen. 
Außerdem sollen zusätzliche Schutz-
kleidung und Getränke vom Unter-
nehmen gestellt werden. In letzter 
Konsequenz gehört die Arbeit in mil-
dere Tageszeiten verschoben. Bislang 
können ArbeiterInnen und Angestell-
te aber – im Gegensatz zu Schulkin-
dern – nicht heimgeschickt werden, 
wenn Hitze produktives Arbeiten ver-
unmöglicht. Möglicherweise wäre das 
ein sinnvoller Denkanstoß, ehe Be-
schäftigte ihre Zeit schlicht ausschwit-
zen – Verzeihung: absitzen.

Alle genannten Maßnahmen mö-
gen zusätzliche Investitionen nach sich 
ziehen. Doch die könnten auf längere 
Sicht die Folgekosten von Fehlern und 
Unfällen bei Hitzewellen – kurzum: 
des Klimawandels – deutlich unterbie-
ten. Dienstgeber wollen produktive 
Schichten ohne allzu lange wetterbe-
dingte Unterbrechungen. Und Dienst-
geber wollen sicher arbeitsrechtliche 
Klagen vermeiden, die auf die Ver-
nachlässigung von Schutzmaßnahmen 
folgen. All das ist aber nur möglich, 
wenn die vorgeschlagenen Maßnah-
men auch durchgeführt und eingehal-
ten werden. Hitzeferien sind Hitzeto-
ten jederzeit vorzuziehen. „Natürlich 
bezahlt“, hält AK-Experte Bruckner 
abschließend fest. 

Dieser Beitrag erschien zuerst in einer 
kürzeren Fassung unter:

www.arbeit-wirtschaft.at
Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor

zoran.sergievski@gmx.de
oder an die Redaktion

aw@oegb.at
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Katharina Rogenhofer ist in Wien geboren und 
aufgewachsen, studierte nach dem Schulab-
schluss Biologie und Zoologie, an der Universi-
tät Oxford Biodiversity, Conservation and Ma-
nagement. Ende 2018 absolviert Rogenhofer 
ein Praktikum bei der Klimarahmenkonvention 
der Vereinten Nationen in Bonn und fährt zum 
Klimagipfel ins polnische Katowice, wo sie 
Greta Thunberg trifft und schließlich „Fridays 
for Future“ nach Wien holt. Seit März leitet sie 
das Klimavolksbegehren.
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E
s ging Schlag auf Schlag: Enga-
gierte sich die studierte Biologin 
Katharina Rogenhofer im Herbst 
2018 noch bei „Fridays for Fu-

ture“, übernahm sie einige Monate da-
nach die Rolle als Sprecherin des Klima-
volksbegehrens. Dort geht es jetzt weiter 
Schlag auf Schlag: Über 300 Aktivistin-
nen und Aktivisten arbeiten bereits mit, 
derzeit werden Regionalgruppen ge-
gründet. Parteiunabhängig und mitten 
aus der Zivilgesellschaft will das Klima-
volksbegehren den Klimaschutz in der 
Verfassung festschreiben.

Arbeit&Wirtschaft: Warum soll Kli-
maschutz in die Verfassung?
Katharina Rogenhofer: Umweltschutz 
ist bereits in der Verfassung verankert, 
und das wurde immer relativ breit aus-
gelegt. Aber in vielen Entscheidungen 
wurde der Umweltschutz nicht als öf-
fentliches Interesse miteinbezogen. Kli-

maschutz und den Ausstieg aus Öl, Koh-
le und Gas konkret in der Verfassung 
festzuschreiben und damit stärker im 
Bundesrecht zu verankern, sehen wir als 
Möglichkeit, diese Aufgabenstellungen 
tatsächlich als öffentliches Interesse 
wahrzunehmen.
Und es ist jetzt von öffentlichem Inter-
esse, weil wir davon ausgehen, dass sich 
die Klimakrise verschlimmert. Wenn wir 
so weitermachen wie bisher, sollte unser 
Ziel sein, dass in jedem Gesetz, in jedem 
neuen Programm Klimaschutz als Inte-
resse der Öffentlichkeit und der Bevöl-
kerung berücksichtigt wird.

Wie schaffen wir den Umstieg auf er-
neuerbare Energien?
Ich glaube, bei Elektrizität kann es ganz 
einfach gelingen. Wir haben in Öster-
reich schon relativ gute Voraussetzungen 
für erneuerbare Energien, diese müssen 
weiter ausgebaut werden. Zugleich wird 

in Österreich sehr viel fossiler Brennstoff 
importiert, der das Klima belastet. Die-
se Importe sollten aufhören. Das Geld 
sollte besser in Österreich investiert wer-
den, um alternative Energien aufzubau-
en und regionale Energie zu beziehen.

Wie steigen wir aus Öl, Kohle und Gas 
aus?
In Österreich gibt es nur zwei Kohle-
kraftwerke, die jetzt geschlossen werden. 
Das ist ein guter erster Schritt, aber lang-
fristig müssen wir auch aus den impor-
tierten fossilen Brennstoffen aussteigen.

Wir sind auf einem guten Weg. Die 
Politik sollte sich anstrengen, hier wei-
ter ambitioniert vorzugehen. Zum Bei-
spiel im Wärmebereich, bei den Heiz-
möglichkeiten: Es gibt noch immer 
Öl- und Gasheizungen. Hier braucht es 
Förderprogramme, damit sich die Leu-
te den Umstieg auf klimafreundlichere 
Alternativen leisten können.

Das Klimavolksbegehren will die Stimmen der Bevölkerung in das Parlament
tragen und als öffentliches Interesse in der Gesetzgebung verankern. 
Leiterin Katharina Rogenhofer im Interview.

Interview & Fotos Michael Mazohl

Volksbegehren: 
Klimaschutz

INTERVIEW
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Neben Wasserkraft – welche Technolo-
gien haben besonderes Potenzial?
Wind- und Sonnenenergie haben sehr 
großes Potenzial in Österreich. Gerade 
Sonnenkraft und Photovoltaik können 
ausgebaut werden.

Als ersten Schritt sollten wir ein Au-
genmerk auf die Energiee�zienz legen. 
Da ist Energiesparen auch �ema – 
denn wenn jetzt unser Energieverbrauch 
explodiert, können wir den zusätzlichen 
Verbrauch nicht mehr durch erneuerba-
re Energie decken.

Sonnenenergie ist hier vielverspre-
chend, in vielen Bereichen Österreichs 
auch die Windkraft – man muss sich 
nur genau anschauen, an welchen 
Standorten.

Wie schaffen wir es, Treibhausgase zu 
reduzieren?
Der erste Schritt wäre eine Ökologisie-
rung des Steuersystems. Wir brauchen 
einen Bonus für jede Österreicherin und 
jeden Österreicher, damit die Ökologi-
sierung sozial verträglich passiert. Das ist 
uns ganz wichtig. Eine Steuer bietet einen 
Hebel, um klimafreundliches Handeln 
leistbarer zu machen und klimaschädli-
ches Handeln zu reduzieren.

Die Steuereinnahmen können wie-
derum investiert werden: in den Ausbau 
von ö�entlichem Nah- und Fernverkehr 
und genauso in das Leistbarmachen die-
ses ö�entlichen Nah- und Fernverkehrs. 
Es reicht nämlich nicht, nur Zugstre-
cken auszubauen – der ö�entliche Ver-
kehr muss für die Menschen �nanziell 
leistbar sein, sodass sie wirklich umstei-
gen können. Und wir brauchen den er-
wähnten Ausbau von alternativen, er-
neuerbaren Energien.

Wie verbessern wir den öffentlichen 
Verkehr im ländlichen Raum?
Das ist eine wichtige Frage, die immer 
gestellt wird. In Städten ist es ja relativ 
einfach, auf öffentlichen Verkehr umzu-
steigen, ebenso im Umland von Städten.

Eines ist klar: Man kann natürlich 
nicht von den Menschen fordern, aufs 
Auto zu verzichten, wenn es keine Alter-
nativen im ländlichen Raum gibt. Es ist 
die Aufgabe der Politik, den ö�entlichen 
Nah- und Fernverkehr auszubauen, Ort-
schaften und Städte an den ö�entlichen 
Verkehr anzuschließen und die Interval-
le zu verkürzen. Wer mit dem Zug keine 
gute Verbindung zur Arbeit hat, wird 
den Zug nicht nützen.

Für die letzten Kilometer einer Stre-
cke – vom Bahnhof zur Arbeit oder um-
gekehrt wieder nach Hause – gibt es sehr 
gute, innovative Lösungen, zum Beispiel 
Sharing Mobility. Hier teilt man sich ein 
Auto, denn es muss nicht jeder allein in 
einem Auto sitzen. Nicht alle Regionen 
sind gleich, man muss also natürlich in 
verschiedenen Regionen verschiedene 
Lösungsansätze �nden.

Was antworten Sie KritikerInnen von 
„Fridays for Future“?
Als noch Unterricht war, hat man gese-
hen, dass sehr viele Leute gekommen 
sind, die sich tatsächlich mit dem Thema 
Klimaschutz auseinandersetzen und gro-
ßes Wissen und politisches Engagement 
mitbringen. Hier geht es darum, ein Zei-
chen zu setzen – quasi unter dem Ge-
sichtspunkt: Warum sollten wir in die 
Schule gehen, um für eine Zukunft zu 
lernen, die für uns nicht gut aussieht?

Das ist der entscheidende Punkt. Ein 
Streik ist ein Mittel, um Druck aufzu-
bauen. Hier müssen die Verantwor-
tungsträger, nämlich die Politikerinnen 
und Politiker, ihre Verantwortung wahr-
nehmen, tatsächlich für unsere Zukunft 
einzutreten, und handeln.

Auf der anderen Seite wurden auch 
viele von uns kritisiert, mit dem Argu-
ment, wir müssten zuerst bei uns selbst 
anfangen: Was ist mit unseren Urlau-
ben, die wir machen? Fliegen wir? Was 
ist mit dem Handy, das wir benutzen, 
und anderes mehr. Ganz klar: Es gibt 
schon Handlungen, die man auf indivi-
dueller Ebene setzen kann – aber man 
muss auch in jedem Aspekt den politi-
schen Teil des Handelns sehen.

Wenn Flüge noch immer viel, viel 
billiger sind, als mit dem Zug zu fah-
ren, dann ist es nicht nur eine rein indi-

„Wie kann die Wirtschaft, 
wie können Arbeitsplätze der Zukunft  

ausschauen, damit wir gemeinsam  
diesen Wandel vollziehen können?“

Katharina Rogenhofer

„Ich wünsche mir,  
dass es nicht weiter  
zu Ernteausfällen, 

Dürren und 
Umweltkatastrophen

kommt.“
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Mehr zum Klimaschutz im 
Arbeit&Wirtschaft Online-Magazin

Weg von der Wegwerfgesellschaft
Ökologische Form des Wirtschaftens
Der Klimakatastrophe gegensteuern
Alternative Mobilität

viduelle Entscheidung, ob ich �iege 
oder mit dem Zug fahre. Sondern es ist 
tatsächlich auch eine monetäre Ent-
scheidung, was ich mir leisten kann. 
Das Individuum kann nicht entschei-
den, wo Züge fahren, wo sie hinfahren, 
es kann nicht entscheiden, wie viel Öl 
und Gas gefördert wird. Das sind poli-
tische Entscheidungen: Darauf wollen 
wir hinweisen, auch wenn das Indivi-
duum Entscheidungsspielräume hat.

Was erwarten Sie von der nächsten 
Bundesregierung?
Einfach dieses Thema in den Vorder-
grund zu rücken: Je nach Berechnungen 
haben wir vielleicht sogar weniger Jahre 
Zeit, die Richtung zu ändern, als wir 
bisher gedacht haben.

Bisher hieß es beim Zeithorizont, in 
dem eine wirksame Änderung noch mög-
lich ist: zehn, elf, zwölf Jahre. Jetzt sind es 
vermutlich nur noch fünf Jahre, die wir 
Zeit haben, um das Ruder herumzurei-
ßen. Das heißt: Es muss schnell etwas 
passieren, im Dialog mit vielen anderen 
Menschen, Institutionen, Unternehmen 
zusammen. Wir sehen hier die Gewerk-
schaften, die Arbeiterinnen und Arbeiter, 
die Wirtschaft als Dialogpartner.

Wir stellen die Frage: Wie kann die 
Wirtschaft, wie können Arbeitsplätze der 
Zukunft ausschauen, damit wir gemein-
sam diesen Wandel vollziehen können?

Mein Wunsch ist, dass es mit der 
nächsten Bundesregierung zu einem Dia-
log kommt, dass tatsächlich ambitionier-
te Maßnahmen gesetzt werden. Dass wir 

es als Österreich scha�en, eine Vorreiter-
rolle einzunehmen, damit wir in Über-
einstimmung mit dem 1,5-Grad-Ziel von 
Paris bleiben. Ich wünsche mir, dass es 
nicht weiter zu Ernteausfällen, Dürren 
und Umweltkatastrophen kommt.

Wie sieht Ihr Wunschszenario für Ös-
terreich aus?
Ich hoffe, dass wir bis 2040 auf netto null 
kommen, das heißt: nur mehr so viel 
emittieren, wie wir tatsächlich binden. Es 
ist tatsächlich eine schöne Zukunft denk-
bar, denn wir können dann über vieles 
mehr nachdenken: Wie kann Arbeit in 
der Zukunft ausschauen? Wie schaut der 
Transport der Zukunft aus? Sind wird 
weiter angewiesen auf ein Auto? Haben 
wir ein gut ausgebautes öffentliches Nah- 
und Fernverkehrssystem, das sich jeder 
leisten kann? Haben wir in den Städten 
mehr Grünräume, die zum Beispiel auch 
Kühlung versprechen?

In vielen Szenarien leiden gerade die 
Städte in Europa unter dem Klimawan-
del, aber auch der ländliche Raum – und 
ich glaube, hier können wir tatsächlich zu 
einer positiven Vision der Zukunft bei-
tragen und Möglichkeiten scha�en, gut 
miteinander und mit der Natur zu leben.

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Redaktion

aw@oegb.at

2121

In der ersten Woche erwartet das Team von Katharina Rogenhofer 30.000 Unterstützungs- 
erklärungen für das Volksbegehren.

mailto:aw%40oegb.at?subject=
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W
e have a world to win: Mit die-
sem Slogan trifft die „Fridays 
for Future“-Bewegung den 
Nerv der Zeit. Für die Aktivis-

tInnen ist klar, dass die politische Agen-
da stärker auf ökologische Belange Be-
dacht nehmen muss. Die zunehmende 
Bedeutung von Nachhaltigkeit und Kli-
maschutz bringt nicht nur die Politik 
unter Zugzwang. Auch AnlegerInnen 
fordern bei Investitionsentscheidungen 
verstärkt umweltpolitische und soziale 
Maßstäbe ein. Doch der Ruf nach öko-
logischer und sozialer Rendite macht 
noch lange keine bessere Welt – dafür 
ist vielmehr eine völlige Neuausrichtung 
der Konzernpolitik von kapitalmarkto-
rientierten Unternehmen notwendig. 
Hebel dafür ist einerseits die Geschäfts-
strategie, andererseits die Bezahlung des 
Managements. 

Grundsätzlich muss sich die Unter-
nehmensführung an einer konsequen-
ten, transparenten Nachhaltigkeitsstra-
tegie orientieren. Diese sollte zentrale 
politische Leitlinien wie die UN-Nach-
haltigkeitsziele oder die europäischen 
Klima- und Energieziele 2030 integrie-
ren. Im nächsten Schritt sind Schlüssel-
indikatoren aus den Kategorien Um-
welt, ArbeitnehmerInnen, Soziales und 
Gesellschaft auszuwählen. Diese müs-
sen mit konkreten Zielvorgaben verse-
hen werden, beispielsweise Reduktion 
von Emissionen, Gesundheit am Ar-
beitsplatz oder Diversität in Belegschaft 
und Führung. Diese nicht �nanziellen 
Indikatoren sollten sich als Bonusziele 

für das Management und damit in der 
unmittelbaren Steuerung des Unter-
nehmens wieder�nden. So kann es ge-
lingen, langfristige Rentabilität mit so-
zialer Gerechtigkeit und Umweltschutz 
zu verbinden. 

Rückkehr der ehrbaren Kaufleute? 

Tatsächlich ist das Gros der heimischen 
Börsenunternehmen weit vom hehren 
Ziel des „nachhaltigen Wirtschaftens“ 
entfernt. Es mangelt sowohl an der Inte-
gration von Nachhaltigkeit in den Kern 
der Geschäftsstrategie als auch an einer 
nachhaltigen Vergütungspolitik für das 
Management. Woran es hingegen nicht 
fehlt, sind lautstarke Lippenbekenntnisse 
der Wirtschaft. Doch diese unverbindli-
che Lesart von Corporate Social Respon-
sibility (CSR) gerät immer mehr in Miss-
kredit. Selbst die europäische Politik gibt 
sich mit – imagefördernd auf Hochglanz 
polierten – Nachhaltigkeitsberichten al-
lein nicht mehr zufrieden. Zwar domi-
niert im Umgang mit sozialer Verantwor-
tung von Unternehmen nach wie vor das 
Prinzip Freiwilligkeit, allerdings mehrten 
sich zuletzt europäische Initiativen für 
mehr Verbindlichkeit in der Berichter-
stattung von nicht finanziellen und jüngst 
auch klimabezogenen Unternehmensin-
formationen. 

Die nachhaltige Entwicklung oder 
der schnelle Gewinn: In welche Rich-
tung ein Konzern geht, entscheidet sich 
nicht zuletzt dadurch, nach welchen 
Kriterien das Management entlohnt 
wird. Sprich: Wie wird der Erfolg eines 
Vorstands gemessen bzw. nach welchen 
Kriterien werden Boni bezahlt? Genau 

hier setzt eine europäische Regelung mit 
dem Namen Aktionärsrechterichtlinie 
an: Über den Hebel der Vergütungspoli-
tik für den Vorstand soll die langfristige 
Entwicklung börsennotierter Konzerne 
gefördert werden. Etwas verspätet und 
noch dazu wenig ambitioniert hat auch 
Österreich diese Richtlinie Anfang Juli 
2019 umgesetzt. Den Bestimmungen 
zufolge hat die Vergütungspolitik für 
den Vorstand nunmehr die „langfristige 
Entwicklung der Gesellschaft zu för-
dern“. So weit, so gut – und doch so un-
konkret. Festgemacht und damit letzt-
lich konkretisiert wird die Vergütungs-
politik für das Management in börsen-
notierten Unternehmen im Aufsichtsrat 
– damit haben auch die BetriebsrätIn-
nen im Gremium Mitsprache. Wie das 
gehen kann und worauf zu achten ist, 
dazu später.

Aufholbedarf 

Fest steht jedenfalls, dass es insbesonde-
re nicht finanzielle Anreize (wie die Re-
duktion von CO2-Emissionen) für eine 
nachhaltige Ausrichtung der Manage-
mentvergütung braucht. In der österrei-
chischen Umsetzung der EU-Regelung 
kommen die entsprechenden Kriterien 
aber gerade einmal als Schlagworte vor, 
und das nicht einmal im Gesetz selbst, 
sondern in den Erläuterungen zum Ge-
setz. Darin ist etwa von der Berücksich-
tigung von „gegebenenfalls ökologi-
schen, sozialen und Governance-Fak-
toren“ die Rede oder von „Kriterien im 
Zusammenhang mit der Verantwortung 
der Gesellschaft“. Zwar hat der Gesetz-
geber Mut zur Lücke bewiesen, dennoch 

Nachhaltige Triebfeder
Konzernstrategien müssen neu ausgerichtet werden. BetriebsrätInnen können 

dafür im Aufsichtsrat einen wesentlichen Beitrag leisten.

Christina Wieser
Abteilung Betriebswirtschaft der AK Wien
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ist die Botschaft unmissverständlich: 
Vorstände müssen künftig stärker am 
ökologischen, sozialen und gesellschaft-
lichen Impact des Unternehmens ge-
messen werden.

Doch wie sieht dies in der Realität 
der österreichischen börsennotierten 
Unternehmen aus? Eine aktuelle Aus-
wertung der Vergütungspolitik des 
Managements der 20 ATX-Unterneh-
men zeigt, dass es großen Aufholbe-
darf gibt: Nicht �nanzielle Zielvorga-
ben bei Bonuszahlungen spielen nach 
wie vor eine untergeordnete Rolle. 
Vielmehr dominieren Finanzziele wie 
Steigerungen bei Umsatz oder Ge-
winn. Dabei könnten gerade kapital-
marktorientierte Unternehmen, was 
die Auswahl von nicht �nanziellen In-
dikatoren betri�t, aus dem Vollen 
schöpfen. Immerhin sind sie ab einer 
Größe von 500 Beschäftigten rechtlich 
dazu verp�ichtet, über sogenannte 
Key Performance Indicators (KPI) – 
also Schlüsselindikatoren in den Be-
langen Umwelt, Soziales, Arbeitnehme-
rInnen, Achtung der Menschenrechte 
und Bekämpfung von Korruption – zu 
berichten.

„Ökologisch-soziale“ Vorstandsboni

Diese nicht finanziellen Leistungskennzah-
len sollten verstärkt zur Unternehmens-
steuerung sowie als Zielvorgaben für Ma-
nagementboni eingesetzt werden. Bislang 
gelingt diese zukunftsweisende Verknüp-
fung nur in Ausnahmefällen, die Mehrheit 
der ATX-Konzerne bevorzugt nach wie vor 
Finanzkennzahlen. So verweist der Anla-
genbauer Andritz darauf, dass sich der Bo-

nus für den Vorstand ausschließlich am 
Jahresüberschuss orientiert. Dass es anders 
gehen kann, zeigen Konzerne wie die Ös-
terreichische Post: Hier knüpft mehr als 
ein Drittel (35 Prozent) der variablen Ver-
gütung an Aspekte aus dem Bereich Kun-
dInnenorientierung (Zustellqualität), Um-
welt und MitarbeiterInnen. 

Konsequenter könnte darüber hin-
aus die Unternehmenspolitik des Faser-
produzenten Lenzing sein. Dieser hat 
sich beispielsweise im Rahmen einer 
umfassenden Klimastrategie vorgenom-
men, bis 2030 spezi�sche CO2-Emissio-
nen um die Hälfte zu reduzieren. Erst im 
vergangenen Jahr hat die Gesellschaft ihr 
Vergütungsmodell für das Management 
überarbeitet und laut Geschäftsbericht 
„im Interesse der Stakeholder ambitio-
nierte sowie relevante Ziele für den Vor-
stand de�niert“. Im verö�entlichten 
Vergütungsbericht �ndet sich jedoch 
kein Hinweis auf umweltbezogene Ziel-
vorgaben, wie z. B. die angestrebte CO2-
Reduktion. Dabei würde sich dieser 
Schritt nicht nur für das Unternehmen 
und das Management nachhaltig loh-
nen, sondern auch für die Umwelt. 

Mitbestimmung stärkt 

Wo kann nunmehr der Betriebsrat anset-
zen, um insbesondere in Sachen Klima-
schutz eine Neuausrichtung der Konzern-
politik zu bewirken? Neben dem Hinwir-
ken auf eine konsequente Nachhaltig-
keitsstrategie bietet sich dafür die Gestal-
tung der Vorstandsvergütung an: Denn 
in börsennotierten Gesellschaften ist es 
die Aufgabe des Aufsichtsrats, die Grund-
sätze der Vorstandsbezüge zu definieren. 

Demnach sind auch die Arbeitnehmer-
vertreterInnen im Aufsichtsrat gefragt, 
auf die Berücksichtigung von umweltbe-
zogenen Komponenten zu achten. So 
könnten Bonusziele für den Vorstand im 
Hinblick auf ihre ökologische Nachhal-
tigkeit anhand folgender Leitfragen ge-
prüft werden: 

• Entsprechen die Prinzipien der Vor-
standsvergütung den strategischen 
Nachhaltigkeitszielen?

• Werden die relevanten umweltbezo-
genen Leistungsindikatoren des Un-
ternehmens in den Bonuszielen be-
rücksichtigt? 

• Wird insbesondere auf klimabezoge-
ne Auswirkungen der Geschäftstätig-
keit Bedacht genommen? 

Wollen österreichische Unterneh-
men in Sachen Klimaschutz zu den Vor-
reitern gehören, muss sich dies in ihrer 
strategischen Ausrichtung und damit in 
letzter Konsequenz in der Ausgestaltung 
der Vorstandsvergütung zeigen. Dem-
entsprechend muss der Bonus für Vor-
stand und Schlüsselführungskräfte ver-
stärkt an umweltpolitischen Zielen aus-
gerichtet sein. Nur dann haben Unter-
nehmen den Titel „führend im Klima-
schutz“ auch wirklich verdient. 

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
christina.wieser@akwien.at

oder an die Redaktion
aw@oegb.at
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Die Klimaschutzmilliarde
Die AK fordert in den nächsten 10 JAHREN 1 MILLIARDE PRO JAHR für den Klimaschutz.
Nur so kann Österreich die EU-Klimaziele erreichen und Strafzahlungen in Höhe von
6 bis 10 Milliarden Euro vermeiden. Und nur so können die drohenden Auswirkungen
der Klimakrise für die Menschen und die Umwelt in Österreich abgemildert werden.

Zehn
Milliarden
bis 2030

für den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs

EU
RO5,5 Mrd.

für Radinfrastruktur für die betriebliche
Umweltförderung (Energieef�zienz)

EU
RO500 Mio.

für Klima- und
Energieforschung

EU
RO200 Mio.

für die thermische Sanierung
von Schulen, Krankenhäusern,

öffentlichen Gebäuden etc.

EU
RO1 Mrd.

für saubere Heiz- & Kühlsysteme
+ thermische Sanierung

für private Haushalte

EU
RO2 Mrd.

für Photovoltaik-Ausbau

EU
RO400 Mio.

EU
RO400 Mio.

Quelle: Arbeiterkammer
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V
ersprochen hatte es Schwarz-Blau: 
eine umfassende Neugestaltung 
der Ökostromförderung. Der Plan: 
Ab 2030 sollte nur noch Ökostrom 

aus Österreichs Steckdosen fließen. 
Eine derartige Neuausrichtung for-

derte die AK bereits seit Jahren. Doch 
statt am Gesetz zum Ausbau der erneuer-
baren Energie zu arbeiten, setzte Schwarz-
Blau lieber auf Klientelpolitik. Die dama-
lige Bundesministerin Elisabeth Köstin-
ger (ÖVP) ließ ihr Ministerium monate-
lang an einer gesetzlichen Regelung arbei-
ten, um eine Sonderförderung von 150 
Millionen Euro für 47 alte und oft auch 
de�zitäre Biomasseanlagen auf den Weg 
zu bringen. In Sachen erneuerbarer Ener-
gie hieß es: Bitte warten!

Enormer Ausbaubedarf

Österreich hat mit rund 74 Prozent 
(2017) den höchsten Anteil an Strom aus 
erneuerbaren Quellen, gemessen am Ge-
samtstromverbrauch, innerhalb der EU-
Mitgliedstaaten. Der überwiegende Teil 
der erneuerbaren Stromproduktion ent-
fällt dabei auf die große Wasserkraft, rund 
17 Prozent auf geförderten Ökostrom wie 
Wind, Photovoltaik, Biomasse und klei-
nere Wasserkraft. Der Rest der Strompro-
duktion stammt aus Gaskraftwerken, die 
auch Fernwärme erzeugen und – noch bis 
2020 – aus zwei Kohlekraftwerken. Rund 
ein Zehntel des Stromverbrauchs wird 
derzeit importiert. Das klingt zunächst 
einmal nicht schlecht. Doch es besteht 
keinerlei Anlass, sich zurückzulehnen. 

100 Prozent erneuerbarer Strom be-
deutet in erster Linie, dass die Importe so-
wie der steigende Stromverbrauch bis 2030 
durch zusätzliche erneuerbare Energieer-
zeugung in Österreich gedeckt werden 
müssen. Der Ausbaubedarf beträgt dabei 
gegenüber 2017 – je nach Prognose – 
21 bis 27 Terawattstunden. Das entspricht 
der Jahresproduktion von über 20 großen 
Donaukraftwerken oder mehr als einer 
Verdoppelung der aktuell geförderten 
Öko strommenge. Derzeit bekommen die 
Ökostromanlagen-Betreiber jährlich etwas 
mehr als eine Milliarde Euro vergütet. Fi-
nanziert werden diese Vergütungen einer-
seits aus den Verkaufserlösen für Öko-
strom, andererseits durch Fördergelder. 

Wer zahlt?

Die Finanzierung der Förderungen erfolgt 
nicht über das Budget, sondern durch alle 
VerbraucherInnen über die Jahres-Strom-
rechnung. Private Haushalte und kleine 
Gewerbebetriebe tragen dabei die Haupt-
last, wie man dem Ökostrombericht der 
staatlichen Regulierungsbehörde E-Con-
trol entnehmen kann: Sie zahlen derzeit 
2,6 Cent je Kilowattstunde an Ökostrom-
förderung, Großverbraucher wie große In-
dustriebetriebe hingegen nur 0,5 Cent. Die 
Kosten für einen privaten Haushalt mit 
durchschnittlichem Verbrauch bewegten 
sich damit zuletzt zwischen 70 und 120 Eu-
ro jährlich.

Das aktuelle Förderregime sieht �xe 
Einspeisetarife vor, also eine gesicherte 
Abnahme zu einem �xen Preis je produ-
zierter Megawattstunde (MWh) Strom. 
Dies war anfangs nützlich, um möglichst 
viele erneuerbare Anlagen möglichst 

rasch auf den Markt zu bringen. Heute 
ist es nicht mehr zeitgemäß, sondern in-
e�zient und teuer. Mangelnde Transpa-
renz führt zu überhöhten Fördertarifen, 
und das Festhalten an nicht zukunftsfä-
higen Technologien, wie Strom aus Bio-
gas, macht das System teuer. 

Anforderungen 

Mit dem angekündigten Gesetz zu erneu-
erbaren Energien soll der Ausbau be-
schleunigt und die Integration in das be-
stehende System verbessert werden. Au-
ßerdem muss das Fördersystem an die 
neuen beihilferechtlichen EU-Regelungen 
angepasst werden. Im Mittelpunkt stehen 
dabei zwei zentrale Umstellungen. Ers-
tens: Ausschreibung statt Einspeisetarif 
per Verordnung des bzw. der zuständigen 
MinisterIn. Daraus resultieren oft Tarife 
mehr nach dem „Daumen mal Pi“-Prinzip 
als auf Basis von festgestellten Kosten. 
Stattdessen soll die Höhe der Vergütung 
durch Ausschreibungen ermittelt werden. 
Gebote mit den niedrigsten Vergütungen 
erhalten den Zuschlag. Das soll gewähr-
leisten, dass die Förderungen nicht höher 
ausfallen als eigentlich erforderlich.

Zweitens muss gelten: Marktprämie 
statt Fixtarif. Die bisherigen Einspeiseta-
rife garantieren Ökostrombetreibern, 
dass ihnen in einem Zeitraum von 13 bis 
15 Jahren jede Kilowattstunde (kWh) 
Strom zu einem Fixpreis abgenommen 
wird. Damit werden den EigentümerIn-
nen alle Investitions- und Betriebskosten 
ebenso abgegolten wie ein angemessener 
Gewinn. Das Problem dabei: Das aktuel-
le System setzt falsche Anreize. Denn es 
lässt sich am meisten Geld verdienen, 

Erneuerbare Ziele?
Im Jahr 2030 soll nur mehr Strom aus erneuerbaren Energiequellen fließen. 

Dafür braucht es eine grundlegende Reform der Ökostromförderung.

Dorothea Herzele und Josef Thoman
Abteilung Wirtschaftspolitik der AK Wien
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wenn möglichst viel Strom erzeugt und 
ins ö�entliche Netz eingespeist wird. 

Insbesondere Windkraft- und Photo-
voltaikanlagen speisen sehr unregelmä-
ßig ein – je nach Wetterlage. Die Folge: 
Stress für das Stromnetz, wenn einer ho-
hen Stromnachfrage keine nennenswer-
ten Einspeisungen gegenüberstehen oder 
umgekehrt. Außerdem haben Anlagen-
betreiber bei �xen Abnahmepreisen kei-
nerlei Anreize, ihre Stromproduktion zu 
drosseln oder stärker dem Verbrauch an-
zupassen. Die Folge ist, dass stets kon-
ventionelle Kraftwerke als Reserve bereit-
stehen müssen, um das Stromnetz stabil 
zu halten oder den fehlenden Bedarf zu 
decken – damit entstehen Zusatzkosten, 
die teilweise vermieden werden könnten.

Dieses alte System soll nun durch so-
genannte Marktprämien ersetzt werden. 
Das heißt: Die Anlagenbetreiber sollten 
selbst für die Vermarktung ihrer Energie 
verantwortlich sein, sie erhalten aber zu-
sätzlich einen Förderaufschlag in Form 
von Marktprämien. Damit haben die 
Anlagenbetreiber einen �nanziellen An-
reiz, Strom zu produzieren, wenn er auch 
wirklich gebraucht wird. Somit werden 
die Betreiber ihre Prognosequalität ver-
bessern und Speicher einsetzen, um ihre 
Stromeinspeisung ins Netz optimieren 
zu können. Sie werden aber auch bei der 
Standort- und Technologiewahl (z. B. 
durch Schwachwindanlagen) stärker auf 
die Anforderungen des Systems achten.

Mehr Fördermittel für kleine Anlagen

Bei kleinen Anlagen wird ein Teil der In-
vestitionskosten momentan durch Förde-
rungen abgedeckt. Der vom Klima- und 
Energiefonds verwaltete Fördertopf ist mit 
9 bis 15 Millionen Euro jährlich begrenzt, 
entsprechend sind die Mittel stets nach we-
nigen Minuten leergeräumt. Parallel dazu 
gibt es noch steuerfinanzierte Förderungen 
einzelner Bundesländer sowie den Fonds 
für ländliche Entwicklung (ELER). Mo-
mentan kommen die Mittel des ELER in 
erster Linie forst- und landwirtschaftlichen 
Betrieben zugute. Grundsätzlich braucht 
es wesentlich mehr Fördermittel aus dem 
Budget, um mehr Anlagen fördern zu kön-
nen. Gleichzeitig muss die Klientelpolitik 
beendet werden. Die Mittel aus dem 
ELER-Fonds müssen allen Menschen im 
ländlichen Raum zur Verfügung stehen.

Netz und Speicher unabdingbar

Die Förderung erneuerbarer Energieer-
zeugungsanlagen darf aber nicht isoliert 
betrachtet werden. Parallel dazu sind 
massive Investitionen in das Stromnetz 
notwendig. Denn die neuen Anlagen 
müssen nicht nur angeschlossen werden, 
sondern die Energie muss auch in die 
Verbrauchszentren transportiert werden. 
Die Kosten für den Netzausbau belaufen 
sich auf rund 1,5 Milliarden Euro jähr-
lich. Auch hier sind es die privaten Haus-
halte und die Gewerbekunden, welche 
den überwiegenden Teil der Kosten zu 
tragen haben. 

Eine große Herausforderung bleibt 
das Speichern von elektrischer Energie 
über einen längeren Zeitraum. Vorstell-
bar wäre die Herstellung von künstli-
chem, „grünem“ Gas (Methan aus Bio-
gas und Wassersto�). Dieses könnte im 
Sommer produziert werden und im 
Winter helfen, die Wärmeversorgung 
sicherzustellen. Derzeit ist die Herstel-
lung von künstlichem Gas weder wirt-
schaftlich noch technisch ausgereift. 
Hier muss noch sehr viel Geld in die 
Forschung investiert werden. 

Gerechte Verteilung bitte! 

Das Ziel „100 Prozent erneuerbarer Strom 
bis 2030“ ist sehr ambitioniert und kann 
nur durch eine grundlegende Neugestal-
tung des Fördersystems erreicht werden. 
Gleichzeitig müssen die Kosten für die 
Umgestaltung unseres Energiesystems ge-
recht verteilt werden. Denn die Energie-
wende ist keine technologische Frage, son-
dern eine soziale Herausforderung. Nur 
wenn dafür ein breites Verständnis besteht, 
gibt es eine Chance, die ambitionierten 
und notwendigen Energie- und Klima ziele 
zu erreichen.

AK-Studie zu erneuerbaren Energien:
tinyurl.com/y55gwomt

Die Energie-Control GmbH (E-Control):
www.e-control.at

Schreiben Sie Ihre Meinung an die AutorInnen
dorothea.herzele@akwien.at 

josef.thoman@akwien.at
oder an die Redaktion

aw@oegb.at

Ungleiche Verteilung der Kosten 
bei Ökostromförderung

2,6 Cent/kWh für private Haushalte 
und kleine Gewerbebetriebe 

0,5 Cent/kWh für Großverbraucher 
und große Industriebetriebe 

Quelle: Ökostrombericht der E-Control

http://tinyurl.com/y55gwomt
http://www.e-control.at
mailto:dorothea.herzele%40akwien.at?subject=
mailto:josef.thoman%40akwien.at?subject=
mailto:aw%40oegb.at?subject=
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Reportage: Michael Robausch, Sonja Fercher 
Fotos: Markus Zahradnik

In der autofreien Siedlung gestalten die Bewoh-
nerInnen viele Bereiche des Zusammenlebens 
mittels eines Beirats eigenverantwortlich. Das 
zahlt sich aus: Die Betriebskosten liegen signi-
fikant unter jenen anderer Anlagen.
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Kaum eine Debatte kommt momentan ohne die  
falsche Vorstellung aus, klimafreundliches Leben sei 
mit Verzicht gleichzusetzen. Eine klimafreundliche  
Welt aber kann nicht nur die Erde aufatmen lassen,  
sondern auch die Menschen. Und sie kann ein Plus  

an Lebensqualität bringen. Drei Frauen erzählen von 
einer solchen Verbesserung. 

REPORTAGE

V
erfolgt man die Diskussionen über 
den Klimawandel, so bleibt ein bit-
terer Beigeschmack. Denn immer 
wieder wird eine Behauptung wie-

derholt: Es wird unbequem. Ohne Ver-
zicht, so behaupten jedenfalls manche, 
werde es nicht gehen. Nur stimmt denn 
das wirklich? Könnte eine nachhaltig or-
ganisierte Welt nicht vielleicht sogar eine 
sein, die mehr Lebensqualität bringt? Und 
ist denn die heutige Welt wirklich so be-
quem, wie uns gerne suggeriert wird?

Dass die heutige Welt ganz und gar 
nicht stressfrei ist, davon kann Astrid 
Felsenreich ein Lied singen. Die Wiene-
rin führt ein Yoga-Studio, arbeitet mit 
ge�üchteten Frauen und begleitet als 
psychosoziale Beraterin Menschen in 
Entwicklungsphasen, bei Veränderungs-
prozessen und in Krisensituationen. „In 
der kapitalistischen Gesellschaft wird 
Leistung honoriert. Konsum ist die Be-
lohnung“, bringt Felsenreich ein großes 
Problem auf den Punkt. Mehr als das: 
Menschen wird vorgegaukelt, dass sie 
über Konsum die Chance haben, den 
Anschluss an bessergestellte Schichten 
halten zu können oder zu �nden. 

Wenn sich der Wert eines Menschen 
daran bemisst, dass er eine Vielzahl an 
Objekten besitzt, sich aber viele Men-
schen diese trotz harter Arbeit nicht leis-
ten können, so produziert dies Stress 
und Überforderung. „Die scheinbar 
grenzenlosen Möglichkeiten, auch im 
Konsum, werden genützt, um sich über 
wenig befriedigende Zustände aller 
Art hinwegzutrösten“, so Felsenreich. 
„Letztlich erfahren wir im Materiellen 

aber keine Befriedigung. Die Ho�nung 
darauf ist eine Illusion“, hält sie fest. 

Dass Stress und Überforderung der 
Menschen zugenommen haben, wissen 
die ExpertInnen aus AK und Gewerk-
schaften nur allzu gut. Dies betri�t 
nämlich nicht nur die Freizeit, sondern 
auch den Arbeitsplatz selbst. Der 
12-Stunden-Tag hat den Druck auf Ar-
beitnehmerInnen noch weiter erhöht, 
obwohl dieser schon zuvor hoch war. 
Laut einer Studie von EU-Kommission 
und OECD aus dem Jahr 2015 waren 
17,7 Prozent der ÖsterreicherInnen von 
psychischen Erkrankungen betro�en, 
die Folgekosten werden auf beinahe 15 
Milliarden Euro geschätzt. 

Autofrei in Floridsdorf

Immer mehr Menschen leiden also unter 
den Überforderungen, die Reizüberflu-
tung und Arbeitsdruck mit sich bringen. 
Vieles deutet darauf hin, dass nicht nur 
die natürlichen Ressourcen überbean-
sprucht werden, sondern auch die 
menschlichen. Wenn man also über 
Nachhaltigkeit nachdenkt, sollte man 
auch die Psyche des Menschen im Auge 
behalten. 

Verzicht kann bisweilen sogar mehr 
Freiheit und Lebensqualität bedeuten. 
Wie angenehm es sein kann, gar kein 
Auto besitzen zu müssen und bei Bedarf 
auf Carsharing oder andere Varianten 
zugreifen zu können, wissen viele Stadt-
bewohnerInnen. Zwar sind es sicherlich 
auch �nanzielle Gründe, weshalb im-
mer mehr junge Menschen nicht einmal 
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mehr einen Führerschein haben. Öster-
reichweit nimmt die Zahl der neu erteil-
ten Pkw-Lenkberechtigungen stetig ab, 
2018 waren es um zwölf Prozent weni-
ger als noch im Jahr 2011. 

Fakt ist aber auch, dass dies viele 
Menschen nicht als Verzicht emp�nden, 
sondern vielmehr als Entlastung, nicht 
zuletzt in �nanzieller Hinsicht. Voraus-
setzung dafür ist freilich ein gutes Ange-
bot an ö�entlichem Verkehr. Dass das 
gut funktioniert, zeigt 
ein Projekt im Wiener 
Arbeiterbezirk Florids-
dorf. Dort hat man 
eine Siedlung gebaut, 
in der man als Anwoh-
nerIn gar kein Auto be-
sitzen darf. „Wir sind 
sehr aktiv aufgenommen worden“, erin-
nert sich Eva Adam* an ihren Einzug in 
die autofreie Mustersiedlung vor mitt-
lerweile 19 Jahren. „Die Nachbarn sind 

auf uns zugekommen. Es war sehr er-
wünscht, dass wir uns wohlfühlen und 
integrieren“, erzählt sie. 

Adam sitzt auf dem begrünten 
Flachdach eines der sechsstöckigen 
Häuser der Anlage. Von dort kann der 
Blick weit schweifen: auf die Hügel des 
Wienerwaldes auf der einen Seite, die 
Skyline der Donau-City auf der anderen 
und nach unten auf den Fußballplatz 
des SR Donaufeld. Schmerzlicher Ver-

zicht fühlt sich jedenfalls anders an, wie 
Adams Schilderungen bestätigen. 

Die BewohnerInnen verp�ichten 
sich im Mietvertrag, kein eigenes Auto 
zu besitzen oder dauerhaft zu nutzen. So 
war es möglich, dass nicht – wie eigent-
lich vom Wiener Garagengesetz vorge-
schrieben – für jede Wohnung auch ein 
Stellplatz gebaut werden musste. Die 
dadurch frei gewordenen �nanziellen 
Mittel wurden in die Einrichtung von 
Gemeinschaftsräumen investiert, etwa 
das mit einer Küchenzeile ausgestattete 
sogenannte „Wohnzimmer“. Dort kann 
man sich zwanglos tre�en, aber auch 
Feierlichkeiten organisieren. Es ist im-
mer gut gebucht.

In Hochbeeten auf dem Dach ziehen 
die BewohnerInnen Obst und Gemüse, 
das gut gedeiht. Himbeerstauden und 
Paradeiser wuchern geradezu überbor-
dend. „Ich emp�nde das als absoluten 
Luxus“, sagt Adam. Auch Fitnessraum, 
Sauna, Jugendraum sowie zwei Werk-
stätten gibt es. Letztere dienen einem 
bewussteren Umgang mit Ressourcen 
auch insofern, als die Bewohner dort 
Werkzeug aller Art ausleihen können, 

anstatt es selbst an-
scha�en zu müssen. 
Auch der liebevoll 
und aufwändig ge-
staltete, gut gep�egte 
Grünraum zwischen 
den Häusern ging 
sich in dieser Form 

nur deshalb aus, weil man sich Parkplät-
ze ersparte. Kein schlechter Tausch.

Im Lauf der Zeit stellte sich heraus, 
dass selbst die vorhandene Mindestan-
zahl von Stellplätzen nicht in Anspruch 
genommen wurde. Somit �nden sich 
mittlerweile auch im eigentlich dafür 
vorgesehenen Keller Fahrräder. In erster 
Linie sind diese aber in großen Standbo-
xen untergebracht, die an zentralen 
Punkten der Siedlung stehen und 
schnelle Verfügbarkeit garantieren. „Su-
perpraktisch“, sagt Adam. „Du gehst aus 
der Wohnung, holst das Rad heraus und 
bist weg. Du musst es nicht erst irgend-
wo hinauf- oder hinuntertragen.“ Es ist 
ein durchaus ungewohnter Anblick, die 

„Die Nachbarn sind auf uns zugekommen.  
Es war sehr erwünscht, dass wir uns  

wohlfühlen und integrieren.“
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schiere Anzahl an Drahteseln erinnert 
an niederländische Verhältnisse. Dass 
zumindest punktuell Menschen begin-
nen, sich den städtischen Raum wieder 
anzueignen (und damit dem Auto abzu-
ringen), macht Hoffnung. Gelänge das 
in größerem Maßstab, käme eine solche 
Entwicklung nicht zuletzt jenen weniger 
begüterten Menschen zugute, die über-
proportional von durch Straßenverkehr 
verursachter Lärm- und Luftbelastung 
betroffen sind. „Der gemeinsame Nen-
ner Autofreiheit stellt für viele, die hier 
bewusst eingezogen sind, den Kristallisa-
tionspunkt für ein Gemeinschaftsgefühl 
dar“, sagt Adam, die sich beruflich um 
die Wiedereingliederung von Langzeit-
arbeitslosen in den Arbeitsmarkt be-
müht. Auch bei ihr selbst sei das so ge-
wesen. 

„Ich habe nicht vorgehabt, in der 
Stadt ein Auto zu halten.“ Als sie noch 
am niederösterreichischen Land lebte, 
habe sie ihr Fahrzeug als Last empfun-
den. Es war eine Art notwendiges Übel, 
auch weil sich ein Abhängigkeitsverhält-
nis herausgebildet hatte: Angesichts ei-
nes unzureichend ausgebauten ö�entli-
chen Verkehrsnetzes war es ohne eige-
nen Pkw unmöglich, das Leben zu orga-
nisieren. „Aber ich habe nie eine positive 
Beziehung zu diesem Fahrzeug gehabt.“ 
Die Siedlung in Floridsdorf hingegen ist 
gut an Ö�s angebunden, mit Straßen-

bahn und S-Bahn ist der Bahnhof Pra-
terstern – und damit eigentlich auch 
bereits die Innenstadt – in etwa 20 Mi-
nuten erreichbar.

Bio, punktgenau

Szenenwechsel in den 8. Wiener Gemein-
debezirk. Auch in der bürgerlichen Josef-
stadt kann man ein Beispiel dafür finden, 
wie anderes Wirtschaften bessere Lebens-
qualität mit sich bringen kann. Margret 
Zimmermann sitzt in ihrem kleinen Ver-
kaufsraum und blickt zurück. „Es hat 
mich erschüttert, wie viele Lebensmittel 
im Müll landen“, erinnert sie sich, wie 
der Weg begann, der sie zu diesem Ge-
schäft brachte. „Auf der anderen Seite 
habe ich die wunderbaren Produkte ös-
terreichischer KleinbäuerInnen gekannt 
und geschätzt, die allerdings in Wien 
kaum irgendwo zu bekommen waren. Ich 
habe mir gedacht: Da muss man doch 
irgendetwas machen.“ Und genau so war 
es dann auch. Zimmermann, die aus der 
Sozialarbeit kommt, gründete essenswert.
at, sozusagen die Synthese ihrer Beobach-
tungen. Sechs Jahre ist das nun her. Der 
Name ihres Unternehmens ist Programm 
und Ausdruck der Wertschätzung für Le-
bensmittel.

Sehr schnell, erinnert sich Zimmer-
mann, hatte sie das knackige Konzept 
beisammen, das da lautet: „Die Kunden 

bestellen im Webshop, was sie haben 
wollen, die bäuerlichen Produzenten lie-
fern ganz frisch, woraufhin die Leute 
ihren Einkauf hier abholen.“ Die Kun-
dInnen bekommen genau das, was sie 
wollen. Nichts bleibt übrig. Das Ge-
schäft ist folglich nur einmal in der Wo-
che geö�net, nämlich am Freitag nach 
der Anlieferung. Es ist dann mit einer 

„Es hat mich 
erschüttert, wie viele 

Lebensmittel im  
Müll landen.“

Margret Zimmermann
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Sonja Fercher
Chefin vom Dienst der Arbeit&Wirtschaft

großen Vielfalt an Produkten gefüllt, 
leert sich daraufhin aber wieder, bis nur 
einige wenige haltbare Lebensmittel üb-
rig bleiben.

Ihre LieferantInnen sucht Zimmer-
mann selbst aus, mittlerweile verfügt sie 
über eine „feine Sammlung an Produ-
zenten“. Regional, bio, fair – das sind 
ihre Orientierungsmarken. Aus dem 
Primat der kurzen Wege folgt, dass die 
meisten der Produkte von essenswert.at 
aus Niederösterreich, Wien und dem 
Burgenland kommen. „Vielleicht noch 
ein Käse aus der Steiermark, aber dann 
ist es aus“, sagt Zimmermann. „So ist es 
auch einfacher, die Kontrolle zu behal-
ten, alles bleibt überschaubar.“ 99 Pro-
zent der Lebensmittel haben ein Bio-
Zerti�kat, alle sind palmölfrei. Die Bäu-
erInnen bekommen für ihre Produkte, 
was sie verlangen. „Es wird nicht gehan-
delt oder gefeilscht.“ 

Menschliches Maß

Auf Preisdruck zu setzen widerspricht 
Zimmermann zutiefst. Sie sieht ihre He-
rangehensweise als Beitrag, um kleinteilig 
strukturierte Landwirtschaft zu erhalten: 
„Es sperren ständig Höfe zu, das Ergebnis 
ist, dass nur noch im großen Stil für die 
wenigen Supermarktkonzerne produziert 
wird.“ Und schließlich gehe es ja auch um 
Arbeitsplätze, nicht zu vergessen deren 
Ausgestaltung. Das menschliche Maß ist 

Zimmermann wichtig, sie setzt auf Fami-
lienbetriebe, in denen oft noch mehrere 
Generationen zusammenarbeiten. Sie 
sind flexibel und können auf veränderte 
Umweltbedingungen rascher reagieren. 

Auch der Erhalt des Artenreichtums 
bleibt im Blick: Auf so manchem Hof 
wird Saatgut selten gewordener Nutz-
p�anzen kultiviert, bewahrt man alte 
Sorten, züchtet vom Aussterben bedroh-
te Nutztierrassen. Eine solche Diversi�-

zierung hat darüber hinaus auch den 
E�ekt, dass die Bauern und Bäuerinnen 
bei Weitem nicht so stark von Ernteaus-
fällen betro�en sind, wie das bei indus- 
triell ausgerichteter Landwirtschaft der 
Fall ist. Heraus kommt Qualität, die 
sich auszahlt: für die KonsumentInnen 
im unvergleichlich besseren Geschmack, 
für die LandwirtInnen, weil sie von ihrer 
Arbeit leben können – und für die Um-
welt, die weniger belastet wird.

„Wir bieten alles an, was es an Le-
bensmitteln in Österreich gibt“, sagt 
Zimmermann. Aber natürlich ist bei es-
senswert.at nicht jederzeit alles verfüg-

bar. „Wenn man sich überlegt, wie Erd-
beeren im Winter schmecken, fällt ein 
Verzicht aber leicht.“ Warte man auf die 
Reifezeit, werde man durch die Freude 
am Aroma belohnt. Saisonale Ernährung 
sei darüber hinaus gesünder. „Es gibt im-
mer genug, man muss sich halt vielleicht 
beim Kochen ein bissl was überlegen: 
Was gibt’s und was mache ich damit?“ 
Das Argument, viele Menschen könnten 
die höheren Ausgaben für Bio-Lebens-

mittel nicht stemmen, lässt Zimmer-
mann nicht gelten: „Es ist leistbar. Was 
man bei mir bekommt, ist im Schnitt 
etwas teurer als beim Supermarkt-Dis-
konter. Aber nicht alle Produkte sind 
teurer.“ Dazu kommt, dass bei den Su-
permarktpreisen so manche Kosten 
nicht berücksichtigt sind. Denn auf 
Dauer müssen alle SteuerzahlerInnen für 
die Schäden aufkommen, die von der 
konventionellen Landwirtschaft verur-
sacht werden. Sie müssen diesen Preis 
halt nicht an der Supermarktkasse be-
zahlen. Zudem gibt es einen eklatanten 
Qualitätsunterschied: „Deshalb ist es  

Regional, bio, fair: Margret Zimmermann und ihre Kolleginnen mit frisch im Geschäft eingelangtem Gemüse.

Die BäuerInnen bekommen für 
ihre Produkte, was sie verlangen. 

„Es wird nicht gehandelt oder gefeilscht.“
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ohnehin ein Vergleich von Äpfeln und 
Birnen“, hält Zimmermann fest. „Man 
muss sich entscheiden, wofür man Geld 
ausgibt, was einem etwas wert ist.“ 

Aktionen und Lockangebote der Su-
permärkte verführen zudem dazu, mehr 
zu kaufen, als gebraucht wird. Oder 
dazu, gar nicht genau zu überlegen, was 
man denn wirklich braucht. Die AK 
schätzt, dass 70 Prozent der Einkäufe in 
Österreich ungeplant geschehen. „Viel 
wird dann weggeworfen – und das hat ja 
auch etwas gekostet: nicht nur die Um-
welt, sondern auch die KonsumentIn-
nen“, so Zimmermann. 

Laut dem im August verö�entlich-
ten Bericht des UNO-Weltklimarats 
werden zwischen 25 und 30 Prozent al-
ler weltweit produzierten Lebensmittel 
verschwendet oder weggeworfen. In Ös-
terreich allein fallen laut einer Bestands-
aufnahme des Ökologie-Instituts im 
Jahr 760.000 Tonnen Nahrungsabfälle 

an. Deshalb kann man allein schon mit 
einer besseren Einkaufsplanung einen 
großen Beitrag leisten. Bei essbar.at je-
denfalls bleibt den KundInnen gar 
nichts anderes übrig, denn bis Dienstag 
muss bestellt werden. „Da braucht es ein 
bisschen Vorausschau“, sagt Zimmer-
mann. „Man kann dann nicht am Don-
nerstag sagen, dass man ganz etwas an-
deres will.“ Sie beobachtet, dass das für 
viele Leute ein Problem darstellt. Die 
Umstellung fällt schwer. „Man muss 
sich darauf einlassen, bis sich ein Rhyth-
mus einstellt.“

Zimmermann verschweigt nicht: Als 
kleines Geschäft zu überleben, der Markt-
macht standzuhalten, ist nicht einfach. 
Schließlich weist Österreich europaweit 
die höchste Filialdichte an Supermärkten 
auf. Auch was die Marktkonzentration 
betri�t, liegt das Land im Spitzenfeld. 
„Da könnte die Politik schon lenkend 
eingreifen“, �ndet Zimmermann. Und 
zwar nicht nur, weil es diese Zustände 
nachhaltig orientierten Initiativen wie 
der ihren unnötig schwer machen. 

Wenn man sich noch einmal all die-
se Aspekte durch den Kopf gehen lässt, 
so wird deutlich: Der Weg zu einer öko-
logischen Welt ist komplex. Die Erzäh-
lung vom Verzicht jedenfalls greift viel 
zu kurz. Vielmehr lässt sich viel gewin-
nen. Selbst die Wiener Beispiele werfen 
nur Schlaglichter auf eine Welt, die 
nicht nur anders, sondern besser sein 
könnte. Das macht Mut, denn es gibt 
schlichtweg keine Alternative mehr zum 
Umbau unserer Gesellschaft hin zu 
Ökologisierung und einer nachhaltigen 
Lebensweise. Nur so nämlich lässt sich 
das Szenario einer Klimakatastrophe 
noch vermeiden. 

 

Schreiben Sie Ihre Meinung
an die Redaktion

aw@oegb.at

„Viel wird dann weggeworfen – und das hat
ja auch etwas gekostet: nicht nur die Umwelt, 

sondern auch die KonsumentInnen.“

Margret Zimmermann
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N
och im September und damit noch 
vor den Nationalratswahlen wollen 
ÖVP, FPÖ und NEOS eine so ge-
nannte Schuldenbremse im Verfas-

sungsrang beschließen. Die im Antrag ent-
haltene Regel sieht vor, dass das sogenann-
te strukturelle Defizit 0,45 Prozent der 
Wirtschaftsleistung nicht übersteigen darf. 
Eine Maßnahme, die nicht nur ökono-
misch, sondern insbesondere auch ökolo-
gisch höchst unvernünftig ist. Denn zur 
Bekämpfung der Klimakrise ist eine öffent-
liche Investitionsoffensive notwendig, eine 
Schuldenbremse steht dem diametral ent-
gegen. Dabei waren die Rahmenbedingun-
gen für Investitionen schon lange nicht 
mehr so gut wie heute. 

Aktuell zahlt die Republik Österreich 
negative Zinsen auf Anleihen mit einer 
Laufzeit von bis zu 10 Jahren. Das heißt: 
Die Republik muss den AnlegerInnen we-
niger Geld zurückzahlen, als sie sich von 
ihnen geborgt hat. Insbesondere für die 
ÖVP war bisher Deutschland das Vorbild 
in dieser Sache. Doch gerade dort wird die 
Widersinnigkeit einer Schuldenbremse 
mittlerweile von ÖkonomInnen und Poli-
tikerInnen aus unterschiedlichen Lagern 
erkannt und eine Änderung gefordert. Die 
türkis-blau-pinke Allianz will hingegen 
aus ideologischen und wahltaktischen 
Gründen Signale setzen und sie nun in 
Österreich in die Verfassung schreiben. 

Gesamtgesellschaftliche Aufgabe

Doch gerade in der heutigen Situation 
brauchen wir ein Mehr an öffentlichen 

Investitionen und nicht weniger. Die Kli-
makrise ist ein Ergebnis von Marktver-
sagen. Treibhausgase werden emittiert, 
die Luftverschmutzung bzw. Umwelt-
schäden werden aber den VerursacherIn-
nen nicht bzw. nur bedingt zugerechnet. 
Klimaschutz als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe braucht daher eine Finanzie-
rung der öffentlichen Hand. Türkis-
Blau-Pink beschneiden jedoch den bud-
getpolitischen Spielraum und verringern 
damit die Möglichkeit, um auf diese Ent-
wicklungen reagieren zu können. Damit 
besteht das Risiko, dass Klimaschutz zur 
Privatsache degradiert und Finanzialisie-
rung vorangetrieben wird. 

Jedoch ist das Ho�en auf die Selbst-
heilungskräfte des Marktes und die Ak-
tivierung privaten Kapitals trügerisch. 
Gerade bei bestehendem Marktversa-
gen ist staatliches Handeln unumgäng-
lich und wichtig. Denn um der Klima-
krise e�ektiv entgegenzutreten, braucht 
es keine PR-Slogans wie „Mehr Privat, 
weniger Staat“, sondern die Wahrneh-
mung der ö�entlichen Verantwortung. 
Es braucht auch einen politischen Fo-
kus auf die aktive Gestaltung des Um-
baus hin zu einer nachhaltigen Gesell-
schaft. Zentrales Mittel dazu: gezielte 
ö�entliche Investitionen. Sie werden 
jedoch durch die türkis-blau-pinke Zu-
kunftsbremse gefährdet. 

Nachhaltige Investitionen

Neben der Tatsache, dass umfangreiche 
Investitionen in den Klimaschutz notwen-
dig sind, um nicht noch weiter in die Kli-
makatastrophe zu rutschen, bieten Inves-
titionen in den Klimaschutz noch einen 

zusätzlichen Vorteil: Sie erzeugen Mehr-
fachdividenden. Das heißt, sie schützen 
nicht nur den Planeten vor Überhitzung 
und vermeiden damit große Klimaschä-
den und hohe Anpassungskosten. Sie kön-
nen zudem zu einem Innovations- und 
Technologievorsprung beitragen. Damit 
sichern sie Arbeitsplätze und schaffen 
günstige ökonomische Voraussetzungen 
für eine weitere Entwicklung in Richtung 
einer nachhaltigen Zukunft. 

Nicht zu unterschätzen ist auch ihre 
Bedeutung für eine moderne und kli-
mafreundliche Infrastruktur, z. B. den öf-
fentlichen Verkehr. Eine Mehrfachdividen-
de bedeutet hier: leistbare und klimafreund-
liche Mobilität für alle. Die Einführung ei-
ner Schuldenbremse steht den notwendi-
gen Investitionen in eine zukunftsfähige 
und klimafreundliche Infrastruktur aber 
entgegen. In der türkis-blau-pinken Welt 
wird o�enbar vergessen, dass ö�entlichen 
Schulden gleichzeitig immer auch ö�entli-
ches Vermögen gegenübersteht. Parks, Bä-
der, Kanal- oder Schienennetze: all das sind 
Infrastrukturen, die über die ö�entliche 
Hand �nanziert wurden und werden. Sie 
und die auf ihrer Grundlage entstehenden 
Leistungen sind es auch, die das tägliche 
Leben unterstützen und mitgestalten. Sie 
besitzen erhebliches Potenzial, um den Kli-
maschutz voranzutreiben und für die Zu-
kunft in gute Bahnen zu lenken. Dazu 
braucht es allerdings auch �nanzielle 
Grundlagen für notwendige Investitionen. 

Fehlgeleitete Wirtschaftspolitik

Damit wird klar: Es braucht keine 
Schuldenbremse, die Investitionen auf 
Bundes-, aber auch auf Landes- und 

Christa Schlager und Michael Soder
Abteilung Wirtschaftspolitik der AK Wien

Die Klimaschutzbremse
Mit der geplanten Schuldenbremse wird eine Politik einzementiert, die einer 

fortschrittlichen Klimapolitik diametral entgegensteht.
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Gemeindeebene behindert, sondern 
rasch Investitionen und Maßnahmen. 
Es gilt, den Umbau unseres Wirt-
schaftssystems zu begleiten und aktiv 
zu gestalten. Die Erreichung der Kli-
maziele und der Weg dorthin sind in 
den Vordergrund der wirtschaftspoliti-
schen Debatte zu rücken. Zero Emis-
sion und eine „grüne Null“ müssen 
Vorrang vor ideologisch motivierten 
Nulldefiziten bzw. einer schwarzen – 
oder besser gesagt: türkis-blau-pinken 
– Null, noch dazu ohne ökonomische 
Notwendigkeit, haben. 

In Deutschland – immer als Vor-
bild genannt – wird aktuell heftig über 
die Abkehr von der Schuldenbremse 
diskutiert. Selbst der Leiter des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft (IW), 
Michael Hüther, ist unter den Kriti-
kern. Auch er sieht, dass die Schulden-
bremse notwendige Investitionen ver-
hindert. In der aktuellen Lage, bei 
Negativzinsen und hohem Hand-
lungsbedarf in der Klimakrise, müssen 
ö�entliche Investitionen ausgeweitet 
werden, und die Idee einer Schulden-
bremse sollte endlich im Papierkorb 
landen. 

Was zu tun ist

Österreich hat bisher verabsäumt, die 
notwendigen klimapolitischen Kon-
zepte zu erarbeiten und Maßnahmen 
zu setzen. Im Zuge der Klimakrise gilt 
es aber, rasch zu reagieren. Zur Errei-
chung der Klimaziele und um die dro-
henden Strafzahlungen zu verhindern, 
muss deshalb als Sofortmaßnahme bis 
2030 jedes Jahr mindestens eine Milli-
arde Euro zusätzlich in den Klima-
schutz investiert werden. Die Arbeiter-
kammer hat dazu bereits Maßnahmen 
für eine geeignete Investitionsoffensive 
ausgearbeitet, die der klima- und ener-
giepolitischen Herausforderung ge-
recht wird. 

Die darin vorgeschlagenen Investi-
tionen sollten sich vor allem auf den 
Ausbau des ö�entlichen Verkehrs (550 
Millionen Euro), saubere Heiz- und 
Kühlsysteme sowie Maßnahmen zur 
thermischen Sanierung (200 Millio-
nen Euro), die thermische Sanierung 
ö�entlicher Gebäude (100 Millionen 
Euro), die Förderung der Energiee�zi-

enz (50 Millionen Euro), den Ausbau 
der Radinfrastruktur (40 Millionen 
Euro), den Ausbau der Photovoltaik 
(40 Millionen Euro) und die Klima- 
und Energieforschung (20 Millionen 
Euro) konzentrieren. Es wäre nicht 
nur dringend notwendig, sondern 
auch ökonomisch und ökologisch 
sinnvoll und richtig, statt der Schul-
denbremse diese Klimaschutzmilliarde 
im September im Nationalrat als So-
fortmaßnahme zu beschließen.

Institut der deutschen Wirtschaft (IW) / 10 Jahre 
Schuldenbremse – ein Konzept mit Zukunft?

tinyurl.com/yxgm34m2
Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin 

bzw. den Autor
michael.soder@akwien.at 

christa.schlager@akwien.at
oder an die Redaktion

aw@oegb.at

 
warum die Schuldenbremse 
eine Klimaschutz- und eine
Zukunftsbremse ist

Quelle: AK

Keine Investitionen bedeuten Klimakatastrophe und Strafzahlungen
Bis 2030 sind Investitionen von jährlich rund 3–4 Milliarden Euro notwendig

Keine Finanzierung des Klimaplans
Fehlende Finanzzusagen im Rahmen des nationalen Energie- und Klimaplans

Klimaschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Klimaschutz ist eine ö�entliche Aufgabe, die ö�entliche Finanzierung braucht

Investitionen kommen allen zugute
Schulden und Vermögen sind siamesische Zwillinge

Negative Zinsen
Günstigere Investitionsbedingungen als jetzt gibt es kaum

Den Strukturwandel begleitende Maßnahmen
müssen zudem �nanziert werden (Aus- und Weiterbildung, Regionalentwicklung)

Die Schuldenbremse wirkt prozyklisch
Sie verstärkt Krisen und gefährdet damit die wirtschaftliche und politische Stabilität

Falsche Ho�nung auf den Markt
Privates Kapital braucht Rendite und sorgt sich nicht um den Erhalt der Daseinsgrundlage

Privatisierungsdruck
Eine Schuldenbremse sorgt für eine „künstliche Verknappung“ ö�entlicher Mittel

Auch Deutschland denkt um
Mittlerweile wird erkannt, dass eine Schuldenbremse gerade derzeit unsinnig ist

10 Gründe
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D
ie größten Hitzewellen dieses Re-
kordsommers sind inzwischen 
überstanden. Erst völlig am An-
fang steht jedoch die dringende 

Debatte darüber, welche Schritte nötig 
sind, um die schlimmsten Auswirkungen 
des Klimawandels noch abzuwenden. 

Noch während der Hitzetage hat 
die österreichische Gewerkschaftsbewe-
gung den Faden in dieser Debatte auf-
genommen. Am 17. Juli ging es bei den 
vom ÖGB organisierten Sommerdialo-
gen um das �ema „Klimawandel und 
Hitze“. Dabei ging es auch um die grö-
ßere Frage, welche Rahmenbedingun-
gen einer e�ektiven Klimapolitik mo-
mentan im Wege stehen. So warf 
ÖGB-Präsident Wolfgang Katzian die 
Frage auf, „ob die Verankerung der 
Schuldenbremse in der Verfassung rich-

tig ist“. Sein Fazit: „In einer Zeit, in der 
es angesichts der bedrohlichen Klima - 
s ituation Veränderung und Wandel 
braucht, ist die Innovationsbremse das 
falsche Signal.“ 

Doch was sind die richtigen Instru-
mente, um die Klimakrise zu bewälti-
gen? Darüber wird heftig diskutiert. 
Klar ist: Es wird massive Investitionen 
brauchen. So sagt Franz Binderlehner 
von der Bundesgeschäftsführung der 
Gewerkschaft vida: „Wir müssen das öf-
fentliche Verkehrsnetz ausbauen, sowohl 
Bus als auch Bahn.“ Doch derlei Investi-
tionen sind aktuell nirgends zu sehen. 

Sozial und ökologisch

Statt der Schuldenbremse werden von 
vielen Umweltschutzorganisationen und 
auch den Gewerkschaften daher sozial 
gerechte Ökosteuern ins Spiel gebracht. 
Ansätze, wie dies möglich sein könnte, 

gibt es bereits. Erneut muss man einen 
Schritt zurückgehen, denn es geht AK 
und Gewerkschaften nicht einfach nur 
darum, neue Steuern einzuführen. Viel-
mehr soll das Steuersystem gerechter und 
ökologischer zugleich werden. 

Deshalb zählt auch die Einführung 
von Vermögenssteuern auf Privatver-
mögen von über einer Million Euro 
zum Ökosteuerkonzept, auch wenn 
diese ober�ächlich betrachtet wenig 
mit Klimaschutz zu tun zu haben 
scheinen. Doch das täuscht, denn rei-
che Menschen belasten das Klima 
deutlich stärker als Menschen mit ge-
ringeren Einkommen – und gerade 
Vermögende leisten momentan einen 
sehr kleinen Teil zum Steueraufkom-
men. Der ÖGB bezieht sich bei dieser 
Forderung zudem auf Empfehlungen 
der EU-Kommission, welche eine Ver-
lagerung des österreichischen Steuer-
systems auf Immobilien- und Vermö-

Christian Bunke
Freier Journalist

Steuern mit Steuern
Über die CO2-Steuer wird heftig diskutiert. AK und Gewerkschaften wollen einen 

größeren Wurf, der das Steuersystem gerechter und ökologischer zugleich macht.
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genssteuern bei gleichzeitiger Entlas-
tung von ArbeitnehmerInnen vor-
schlägt. Laut ÖGB-Angaben könnten 
so sechs Milliarden Euro zusätzlich 
eingenommen werden, welche in Aus- 
und Weiterbildung, Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und eben auch den 
Klimaschutz gesteckt werden könnten. 

Das Gegenteil davon planen die 
ehemaligen Regierungsparteien ÖVP 
und FPÖ. Sie möchten noch vor den 
Neuwahlen am 29. September ein 
Steuerreformgesetz durch den Natio-
nalrat bringen, das Steuersenkungen 
vorsieht, die nicht gegen�nanziert 
sind. Deshalb ist nicht nur mit weite-
ren Einsparungen im Gesundheitsbe-
reich, bei der Bildung und der Arbeits-
losenunterstützung zu rechnen. Es 
stellt sich vor allem die Frage, wie un-
ter solchen Vorzeichen Maßnahmen 
für den Klimaschutz �nanziert werden 
sollen. 

Zurück zu den klimapolitischen 
Aktivitäten der Gewerkschaften. Im 
Jahr 2016 haben sich PRO-GE, vida 
und GPA-djp gemeinsam mit anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
auf ein sogenanntes „zivilgesellschaftli-
ches Zukunftsbudget“ verständigt. Die 
großen �emen waren schon damals: 
„Arbeit gerecht teilen, Klima schützen, 
Über�uss besteuern“. Es sei „mehr 
denn je nötig, das österreichische Steu-
ersystem umfassend zu reformieren 
und zugleich ö�entliche Ausgaben zur 
Scha�ung von Arbeitsplätzen und zur 
Lösung der Klimakrise zu erhöhen“. 

Kein Widerspruch

Wichtig ist den AutorInnen des „Zu-
kunftsbudgets“, dass „Antworten auf die 
steigende Arbeitslosigkeit nicht im Wi-
derspruch zu Antworten auf die Klima-
krise stehen“. Das Gegenteil sei der Fall: 
„Klima schützen und Jobs schaffen gehen 
Hand in Hand.“ Denn durch den Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs, das Vor-
antreiben der Energiewende oder durch 
die Förderung ökologischer Landwirt-
schaft könnten viele Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. So schätzen die Verfas-
serInnen, dass durch zusätzliche Investi-
tionen in die Pflege, in Bildung, eine 
gerechtere Verteilung von Arbeit u. a. 
durch Arbeitszeitverkürzung und weni-

ger Überstunden „rasch mehr als 160.000 
Arbeitsplätze“ geschaffen werden kön-
nen. All diese Investitionen sind Teil ei-
ner ökologisch orientierten Arbeits-
marktpolitik, heißt es im Zukunftsbud-
get. Um diese umsetzen zu können, sind 
zusätzliche finanzielle Mittel nötig: „Das 
alles ist mit Steuern auf große Vermögen, 
der Abschaffung von Steuerprivilegien 
für Kapitaleinkommen und Konzerne, 
der Bekämpfung und Beendigung von 
Steuerflucht und -vermeidung sowie ei-
ner Ökologisierung des Steuersystems 
möglich.“ 

Beim Stichwort „Ökologisierung 
des Steuersystems“ machen sich bei vie-
len Menschen Ängste breit, dass hier 
wieder kleinere Einkommen die Haupt-
last tragen sollen. Tatsächlich hatten Ex-
perimente mit sogenannten „Ökosteu-
ern“, welche vor allem PendlerInnen 
betrafen, genau diesen E�ekt gehabt. 
Schon jetzt werden viele Kosten auf 
VerbraucherInnen abgewälzt. 

Hinzu kommt, dass hierzulande 
umweltschädliche Energieträger staat-
lich subventioniert werden. So pro�tiert 
die Luftfahrt von zahlreichen Förderun-
gen und Steuererleichterungen. Kerosin 
wird nicht besteuert. Der seit einigen 
Jahren skandalumwitterte Dieseltreib-
sto� wird über das sogenannte „Diesel-
privileg“ günstiger besteuert als her-
kömmliches Benzin. 

Beim ÖGB kennt man die Proble-
matik. In einem Arbeitspapier für den 
Sommerdialog 2019 wird „Kosten-
wahrheit im internationalen Flug- und 
Schi�sverkehr“ gefordert. Außerdem 
heißt es dort, dass in Österreich „der 
Verkehr zu 70 Prozent für den CO2-
Ausstoß verantwortlich“ sei. Die Forde-
rung nach „Umweltsteuern mit Len-
kungse�ekt“ wird aber abgelehnt, so-
lange „wir den Menschen keine ordent-
liche Alternative zum Auto anbieten 
können, etwa durch gute Infrastruktur 
und guten ö�entlichen Verkehr“. Ge-
fordert werden außerdem moderne 
Mobilitätskonzepte wie Car-Sharing 
oder Sammeltaxis sowie eine Umstel-
lung des Güterverkehrs von der Straße 
auf die Schiene. Bei all den kommen-
den Veränderungen sei es essenziell, Ar-
beitnehmerInnen in die Veränderungs-
prozesse einzubinden, in neue und um-
weltfreundliche Technologien zu inves-

tieren sowie für Weiter- und Umquali-
�zierungen bei IndustriearbeiterInnen 
zu sorgen. 

Vor falschen Ho�nungen in CO2-
Steuern warnt indes AK-Steuerexperte 
Dominik Bernhofer. „Die Gewerk-
schaften und die AK müssen bei der 
Klimawende auf die Verteilungsgerech-
tigkeit achten“, sagt er. Das zeige auch 
das Beispiel Frankreich, wo eine Mas-
sensteuer auf Treibsto� die Massenpro-
teste der Gelbwesten ausgelöst habe. 
„CO2-Steuern machen dort Sinn, wo 
auch Lenkungse�ekte zu erwarten sind. 
Die Energieversorger und die Schwer-
industrie haben da einen größeren He-
bel als die Verbraucher“, so Bernhofer. 
Außerdem brauche es zielgerichtete 
Maßnahmen im Verkehrsbereich. Hier 
kann sich der AK-Experte unter ande-
rem die Einführung einer �ächende-
ckenden Lkw-Maut, einen Bonus für 
Ö�-PendlerInnen sowie eine Steuerbe-
freiung für Bahnstrom vorstellen. Die 
Bahn dürfe gegenüber der Straße nicht 
benachteiligt, sondern müsse bevorzugt 
behandelt werden. Steuerprivilegien für 
den internationalen Flugverkehr will er 
abscha�en und die Halbierung der ös-
terreichischen Flugticketsteuer zurück-
nehmen. Bei alldem ist eines klar: Sol-
che Maßnahmen, wie auch Vermögens- 
und Körperschaftsteuern, werden den 
Widerstand der Industrie und ihrer 
Lobbyorganisationen hervorrufen. 
Aber Steuergerechtigkeit muss einfach 
sein. Denn es ist nicht nur so, dass 
Menschen mit geringeren Einkommen 
nicht zu den Hauptverursachern des 
Klimawandels zählen – sie sind auch 
jene, die viel stärker die Konsequenzen 
zu spüren bekommen.

Zukunftsbudget:
tinyurl.com/y268sad2

ÖGB-Sommerdialog zu Klima und Hitze:
tinyurl.com/y3nymbtc

Arbeiterkammer for Future:
tinyurl.com/y33ms49w
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T
agtäglich werden klimaschädliche 
Gase in die Luft ausgestoßen. Um 
diese zu reduzieren, wurde im 
Jahr 1997 in der japanischen Stadt 

Kyoto der so genannte Emissionshandel 
aus der Taufe gehoben. Damals einigten 
sich die Vertragsstaaten darauf, den welt-
weiten Gesamtausstoß Schritt für Schritt 
zu reduzieren. Wer mehr ausstößt, kann 
sich davon sozusagen „freikaufen“, indem 
er Zerti�kate kauft. Dieses System hat man 
in der EU adaptiert.

Verfeuert ein Industrieunternehmen 
oder ein Kraftwerk in der EU Kohle, 
Erdöl oder Erdgas, so zahlt es dafür dop-
pelt: zum einen den Preis für den Ener-
gieträger selbst, zum anderen den Preis, 
der für die Belastung der Atmosphäre 
mit dem Treibhausgas Kohlendioxid 
(CO2) zu Buche schlägt. Denn seit 2005 
braucht es für diese umweltbelastende 
Tätigkeit in der EU eine Berechtigung. 
Seither müssen alle großen Energiever-
braucher für die Menge der von ihnen 
ausgestoßenen Treibhausgase Zerti�kate 
vorlegen, die einen Marktpreis haben. 
Die Gesamtmenge dieser Zerti�kate ist 
begrenzt, und die Unternehmen können 
sie untereinander handeln.

Ein „Cap and Trade“-System

Dies ist die Grundkonzeption des Euro-
päischen Emissionshandels (EU Emis-
sions Trading System, ETS), der aus zwei 
Elementen besteht: Erstens ist die Ge-
samtmenge an Emissionen dadurch be-
schränkt, dass in der EU in jedem Jahr 

nur eine vorgegebene Menge an Zertifi-
katen ausgegeben wird. Zweitens kön-
nen die Unternehmen die Zertifikate 
untereinander handeln. Dadurch haben 
sie die Wahl, entweder ihre Emissionen 
zu vermindern oder höhere Emissionen 
durch Zukauf zusätzlicher Zertifikate zu 
ermöglichen. 
Das System sollte zunächst dazu beitra-
gen, dass die EU das Kyoto-Ziel erreicht. 
Demnach sollten in den Jahren 2008 bis 
2012 acht Prozent weniger klimaschäd-
liche Gase ausgestoßen werden als 1990. 
Mit einigen Anpassungen – etwa der stär-
keren Zentralisierung der Vergabe der 
Zertifikate und einem Ende der Gratis-
zuteilung von Zertifikaten für die Strom-
erzeuger – wird das System seit 2013 wei-
tergeführt. 

Reduktion um 43 Prozent bis 2030

Bis zum Jahr 2030 sind die Ziele der EU-
Klima- und Energiepolitik bereits ver-
bindlich festgelegt: Der Ausstoß an Treib-
hausgasen soll dann um 40 Prozent ge-
ringer sein als 1990. Die energieintensive 
Industrie und die Energieversorger haben 
an den gesamten Emissionen der EU ei-
nen Anteil von etwa 45 Prozent; die rest-
lichen 55 Prozent der Emissionen entste-
hen vor allem in den Sektoren Verkehr, 
Raumwärme, Gewerbe und Landwirt-
schaft. Während die Mitgliedstaaten in 
diesen Bereichen Reduktionsmaßnahmen 
umsetzen müssen, damit das Ziel 2030 
erreicht wird, ist die Emissionsverringe-
rung der Industrie im Rahmen des ETS 
ein gesamteuropäisches Projekt. Hier soll 
bis 2030 im Vergleich zu 2005 eine Re-
duktion um 43 Prozent gelingen.

Die Teilnahme am Emissionshandel 
ist verp�ichtend: Jeder Betreiber einer 
Industrieanlage, die unter die Richtlinie 
fällt, muss mitmachen. Das betri�t etwa 
alle Stahlwerke, Zementanlagen, Papier-
fabriken, viele Chemieunternehmen so-
wie alle größeren kalorischen Kraftwer-
ke – in der gesamten EU sind das unge-
fähr 11.000 Anlagen, in Österreich 
knapp 200. 

Jeder Betreiber einer solchen ETS-
Anlage muss sicherstellen, dass seine 
CO2-Emissionen durch Zerti�kate ge-
deckt sind. Zu Beginn des Folgejahres 
sind Zerti�kate im Umfang der Emis-
sionen des vorangegangenen Jahres an 
den Staat zurückzugeben; sie werden 
gelöscht. Zerti�kate behalten ihre Gül-
tigkeit über das Jahr der Ausgabe hin-
aus. Das heißt, dass nicht gelöschte Zer-
ti�kate auch zur Abdeckung der Emis-
sionen in späteren Jahren aufbewahrt 
werden können. Betreiber erhalten Zer-
ti�kate durch Ersteigerung, durch Gra-
tiszuteilung oder durch Kauf von ande-
ren Betreibern. Die Gratiszuteilung soll 
die Kostenbelastung für produzierende 
Unternehmen verringern, um den 
Druck zu mindern, die Produktion in 
Drittstaaten zu verlagern, in denen kei-
ne vergleichbare Kostenbelastung für 
die CO2-Emissionen besteht („Carbon 
Leakage“, siehe unten). 

Auktionen

Jedes Jahr geben die EU-Staaten eine be-
stimmte Menge an Zertifikaten aus; die-
se Menge sinkt von Jahr zu Jahr. Dadurch 
ist sichergestellt, dass nicht mehr emittiert 
wird, als es dem Ziel für 2030 entspricht. 

Fundament oder Ablasshandel?
Mit dem Emissionshandel will die EU den Ausstoß klimaschädlicher Gase 

reduzieren. Nur ist er wirklich dazu geeignet, die Pariser Klimaziele zu erreichen?

Christoph Streissler
Abteilung Umwelt und Verkehr der AK Wien
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Ein Teil der Zerti�kate wird den Un-
ternehmen gratis gegeben, ein Teil wird 
versteigert. Der Preis der Emissionszerti-
�kate bildet sich am Auktionsmarkt und 
am Sekundärmarkt. Während der Preis 
lange Zeit bei etwa fünf Euro pro Tonne 
lag, stieg er in den letzten eineinhalb 
Jahren deutlich und liegt derzeit (An-
fang August 2019) knapp unter 30 
Euro. Das ist ein Zeichen dafür, dass die 
Zerti�kate knapper sind, als sie es lange 
Zeit waren. 

Denn über einige Jahre gab es im 
EU-ETS einen bedeutenden Überschuss 
an Zerti�katen, und zwar aus zwei 
Gründen: Erstens führte die Krise 2008 
zu einem Einbruch von Nachfrage und 
Produktion, sodass den ETS-Unterneh-
men viel mehr Zerti�kate zur Verfügung 
standen, als ihnen zugeteilt worden wa-
ren. Zweitens konnten Betreiber von 
ETS-Anlagen zu einem gewissen Teil 
auch projektbezogene Zerti�kate aus an-
deren Staaten verwenden, um ihre Emis-
sionen zu bedecken. Da diese deutlich 
billiger waren als die ETS-Zerti�kate, 
kam es zu einem Zustrom projektbezo-
gener Zerti�kate.

Der niedrige Preis im EU-ETS wur-
de von vielen als Zeichen des Versagens 
des Systems gedeutet. Doch es war bald 
klar, dass vor allem das Überangebot an 
Zerti�katen den Preis drückte. Daher 
wurden auf Vorschlag der Europäischen 
Kommission Schritte gesetzt, die die 
Überschussmenge verringern sollten. 
Dies war vor allem die Bildung der soge-
nannten Marktstabilitätsreserve: Seit 
Anfang 2019 werden dabei nach einem 
gewissen Automatismus Teile des Über-
schusses vom Markt genommen. Dieser 
Eingri� ist der wesentliche Grund für 
das Ansteigen des Zerti�katspreises, der 
in den letzten zwei Jahren zu beobach-
ten war.

Befürchtete Produktionsverlagerung

Das Steigen des Preises in der EU hat auch 
der Sorge wieder Auftrieb verliehen, dass 
Produktionsunternehmen wegen der Kos-
tenbelastung in der EU ihren Standort in 
andere Staaten verlagern. Dieser Vorgang 
wird als „Carbon Leakage“ bezeichnet. Ob 
dies zu Recht befürchtet wird, ist umstrit-
ten. Jedenfalls führte intensives Lobbying 
der energieintensiven Industrie dazu, dass 

ein großer Teil der Zertifikate den Unter-
nehmen gratis gegeben wird. So lagen in 
Österreich die Emissionen der Industrie-
unternehmen (ohne Energieversorgung) 
im Jahr 2018 bei etwa 21,3 Millionen 
Tonnen CO2. Davon erhielten diese Un-
ternehmen 17,1 Millionen Zertifikate gra-
tis. Das entspricht beim Durchschnitts-
preis des Jahres 2018 (15,7 Euro pro Ton-
ne) einer Subvention für die Industrieun-
ternehmen von fast 270 Millionen Euro. 
Doch nur für wenige Unternehmen ist die 
Verlagerung eine reale Bedrohung.

Mittelfristig gibt es auch nicht genug 
Zerti�kate, um diese Gratiszuteilung 
aufrechtzuerhalten. Daher wird über an-
dere Instrumente nachgedacht, mit de-
nen die europäische Industrie gezielt vor 
Verlagerung geschützt werden kann. Da-
bei werden immer wieder Zölle ins Spiel 
gebracht, die auf emissionsintensive Wa-
ren aus Staaten eingehoben werden sol-
len, in denen CO2 noch ungehindert 
emittiert werden kann. Es gibt viele 
Schwierigkeiten bei der Einführung der-
artiger „Grenzausgleichszölle“, aber sie 
dürften bedeutend zielgenauer sein als 
die Gratiszuteilung. 

Auf lange Sicht muss es schließlich 
darum gehen, dass alle Staaten der Welt 

Schritte setzen, die den Ausstoß von CO2 
eindämmen. Je mehr Staaten dies tun, 
desto geringer ist das Problem der Verla-
gerung der Industrie wegen unterschied-
licher Kosten beim Klimaschutz. Es ist 
ein ermutigendes Signal, dass im kom-
menden Jahr China mit einem Emis-
sionshandelssystem beginnt, das an das 
europäische angelehnt ist. 

Wenn die Zahl der Staaten wächst, 
die die CO2-Emissionen wirksam be-
schränken, dann kann die Gratiszutei-
lung im EU-ETS aufgegeben werden. 
Dann hat der EU-Emissionshandel das 
Potenzial, als Instrument des Klima-
schutzes wirksamer und e�zienter zu 
werden und einen wesentlichen Beitrag 
zur Erreichung der Ziele des Pariser Ab-
kommens zu leisten.

Video „Emissionshandel einfach erklärt“:
tinyurl.com/y6jdlxcu

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
christoph.streissler@akwien.at

oder an die Redaktion
aw@oegb.at

65% Energiesektor
8% Ra�nerien

7% Roheisen und Stahl
13% andere (Chemie, Papierindustrie, ...)

Verteilung der CO2-Emissionen in der EU

Quelle: Europäische Umweltagentur (EEA), eigene Darstellung. Ohne Flugverkehr

http://tinyurl.com/y6jdlxcu
mailto:christoph.streissler%40akwien.at?subject=
mailto:aw%40oegb.at?subject=
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E
ines muss von Anfang an klar ge-
sagt werden: Wenn wir im Ver-
kehr weitermachen wie bisher, 
sind die Klimaziele unerreichbar. 

Denn gerade dieser Sektor ist für einen 
sehr großen Teil der CO2-Emissionen 
verantwortlich. In konkreten Zahlen: 
Fast 30 Prozent werden vom Verkehr 
ausgestoßen: Im Jahr 2017 waren dies 
Treibhausgasemissionen (THG) im 
Ausmaß von 23,7 Millionen Tonnen 
CO -Äquivalent. Das bedeutet eine er-
neute Steigerung von fast drei Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr – und eine 
Verfehlung der im nationalen Klima-
schutzgesetz vorgegebenen Mengen.

Die ersten Daten für 2018 zeigen, 
dass die Emissionen des Verkehrs – im 
Gegensatz zu allen anderen Sektoren – 
erneut gestiegen sind. Österreich ist aber 
jedenfalls im Rahmen der EU verp�ich-
tet, bis 2030 die THG-Emissionen ins-
gesamt um 36  Prozent zu senken. Im 
Verkehr sollen 2030 nur mehr 15,7 Mil-
lionen Tonnen ausgestoßen werden. 

Die Ursachen für die negative Bilanz 
liegen im ungebremsten Wachstum des 
Verkehrs. 89 Prozent der benötigten 
Energie des Verkehrssektors (ohne Luft-
fahrt) stammen aus fossilen Erdölpro-
dukten. Die Fahrleistung des Pkw-Ver-
kehrs und noch stärker des Lkw-Schwer-
verkehrs ist auch 2017 weiter gestiegen. 
Und die Politik ist untätig: Klima-
schutzmaßnahmen im Straßenverkehr? 
Bisher Fehlanzeige oder kontraproduk-
tiver Populismus wie Tempo 140 auf der 
Autobahn.

Rückgrat der Mobilitätswende

Wenn man die Mobilitätsbedürfnisse 
der Menschen als Ansatzpunkt für so-
zial und ökologisch verträgliche Maß-
nahmen wählt, ist eine Welt mit deut-
lich weniger CO2-Emissionen vorstell-
bar und durchaus sehr attraktiv. Dabei 
darf nicht vergessen werden, dass Mo-
bilität kein Selbstzweck ist. Vielmehr 
dient sie als Mittel zur Erfüllung da-
hinterliegender Grundbedürfnisse. 
Wer nicht mobil ist, kann am sozialen 
und öffentlichen Leben kaum teilneh-
men. Neben der Frage der Erreichbar-
keit des Arbeitsplatzes geht es auch um 
soziale Kontakte, Nahversorgung, Bil-
dung, Erholung und um Lebensquali-
tät. Daraus ergibt sich, dass die Sicher-
stellung der Mobilität für alle Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge ist. Am 
besten dazu geeignet – aus ökologischer 
und sozialer Sicht – ist der öffentliche 
Verkehr. Er ist ein zentraler Schlüssel 
für eine Mobilitätswende. 

Die von Verkehrsverbünden, Län-
dern und dem Bund gemeinsam 2016 
beschlossenen Mindestbedienstan-
dards für die Versorgung mit ö�entli-
chem Verkehr sind zwar ein positiver 
Schritt in Richtung eines �ächende-
ckenden Angebots. Allerdings sind sie 
noch weit davon entfernt, das private 
Auto für die Bevölkerung und insbe-
sondere die ArbeitnehmerInnen am 
Land entbehrlich zu machen. Das 
Hauptangebot des ö�entlichen Ver-
kehrs am Land richtet sich nach den 
SchülerInnen. Daher gibt es in Öster-
reich für rund 1,7 Millionen Men-
schen oder fast 21 Prozent der Bevöl-

kerung an Werktagen ohne Schulbe-
trieb keine Mindestversorgung (vier 
Buspaare pro Tag) mit ö�entlichem 
Verkehr. Aber auch an Schultagen gilt 
dies immerhin noch für 1,3 Millionen. 
Dazu kommen noch rund 14 Prozent 
der Bevölkerung, für die es gerade ein-
mal diese Basiserschließung gibt – zu 
wenig Angebot, um auf dem täglichen 
Arbeitsweg auf den ö�entlichen Ver-
kehr setzen zu können.

Fehlende Alternativen

Für ArbeitnehmerInnen ist der tägliche 
Weg zur Arbeit der wichtigste Mobili-
tätsgrund. Während im österreichischen 
Schnitt zwei Drittel der Erwerbstätigen 
ihren Arbeitsweg mit einem Pkw (61 
Prozent als LenkerIn) und nur ein Drit-
tel klimafreundlich mit dem öffentlichen 
Verkehr (14 Prozent), zu Fuß oder mit 
dem Fahrrad bewältigen, dominieren in 
ländlichen Regionen die AutopendlerIn-
nen. Im Burgenland beträgt der Anteil 
der Pkw-PendlerInnen 73 Prozent, aber 
sogar in Wien fahren – trotz des ausge-
zeichneten öffentlichen Angebots – 34 
Prozent täglich mit dem Auto in die Ar-
beit. Ein attraktives Angebot macht also 
einen gewaltigen Unterschied, aber of-
fensichtlich gibt es auch andere Gründe 
für die Verkehrsmittelwahl.

Dieser Blick auf die Daten macht 
deutlich, dass der ö�entliche Verkehr 
wesentlich für einen Ausstieg aus der 
fossilen Mobilität ist. Eine O�ensive in 
diesem Bereich muss viele Elemente be-
inhalten: Ausbau der Infrastruktur, um 
Engpässe und „weiße Flecken“ zu be-
seitigen; den Bedürfnissen entspre-

Geht Mobilität ohne Klimaschäden?
Es geht nicht ohne Trendumkehr im Verkehr. Gerade bei den Öffis klafft eine Lücke, 

sodass zu viele Menschen auf das Auto angewiesen sind.

Sylvia Leodolter
Abteilung Umwelt und Verkehr der AK Wien
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chende Verbindungen mit einem inte-
grierten Taktfahrplan und leistbaren 
Tarifen; bessere Erreichbarkeit regiona-
ler Zentren und Arbeitsplätze auch an 
schulfreien Tagen und an Tagesrandzei-
ten; �exible Mobilitätsangebote in we-
niger dicht besiedelten Orten (Mikro-
ÖV), integriert in die Verkehrsverbün-
de und mit fair bezahlten Beschäftig-
ten; ausreichende und sichere Umstei-
gemöglichkeiten vom Fahrrad oder 
dem (elektrisch betriebenen) Pkw auf 
Bahn und Bus.

Deutlich mehr nötig

Derzeit werden in vielen Bundesländern 
gemeinsam mit dem Bund neue Ver-
kehrsdiensteverträge – also langfristige 
(10 bis 15 Jahre) Bestellungen – im Ei-
senbahnnahverkehr verhandelt. Sie müs-
sen bis Jahresende 2019 abgeschlossen 
sein, um ab 2020 das ÖV-Angebot auf 
der Schiene sicherzustellen. Zwar ist 
durchaus eine Ausweitung des Schienen-
angebots vorgesehen, allerdings reicht 
dies nicht für eine echte Mobilitätswen-
de. Zusätzliche Investitionen in den öf-
fentlichen Verkehr sind daher ein Gebot 
der Stunde: von Infrastruktur über neue 
Verbindungen und dichtere Intervalle 
auf der Bahn und im Stadt/Umlandver-
kehr bis zu Mikro-Angeboten im länd-
lichen Raum. Die AK fordert im Rah-
men einer Klimaschutzmilliarde, die 
jährlich bis 2030 für Maßnahmen zur 
Erreichung der Klimaziele zur Verfü-
gung gestellt werden soll, den größten 
Teil, nämlich 550 Millionen jährlich, für 
den umfassenden Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs. 

Ein wichtiges Element für eine ge-
sündere, klimaneutrale Mobilität ist das 
Zufußgehen und der Radverkehr. Wenn 
man bedenkt, dass die meisten Wege 
nicht nur in den großen Städten, son-
dern auch in ländlichen Regionen kurz 
sind – zwei Drittel aller Wege sind kür-
zer als zehn Kilometer, die Hälfte der 
Wege ist sogar kürzer als fünf Kilometer 
–, wird das Potenzial für das Fahrrad 
und gut gesicherte Fußwege deutlich. 
Vor allem in ländlichen Regionen muss 
daher deutlich mehr in die Radinfra-
struktur (Radwege, Bike & Ride) inves-
tiert werden, die AK fordert zusätzlich 
40 Millionen jährlich dafür.

Elektromobilität als Lösung?

Die bislang ausgereifteste CO2-arme Tech-
nologie ist der Elektroantrieb. Er ist emis-
sionsfrei und effizienter, leiser und war-
tungsärmer als Verbrennungsmotoren, und 
der erforderliche Strom kann – zumindest 
prinzipiell – erneuerbar erzeugt werden. Der 
öffentliche Verkehr ist schon in hohem Ma-
ße elektrifiziert und bewährt. Die Klimabi-
lanz von Eisenbahnen, U- und Straßenbah-
nen ist konkurrenzlos gut. Gesamt betrach-
tet emittieren sogar E-Autos um 6,5-mal 
mehr und Diesel- oder Benzin-Pkw um 
15,2-mal mehr CO2 als der elektrifizierte 
öffentliche Verkehr. 

E-Mobilität ist daher vor allem im Zu-
sammenhang mit dem ö�entlichen Ver-
kehr eine sinnvolle Lösung. Die volle Elek-
tri�zierung des Bahnnetzes, die Umstel-
lung auf E-Busse sowie die dringend nötige 
Ergänzung des Ö�-Netzes im ländlichen 
Raum durch zusätzliche (E-Mobilitäts-)
Angebote oder die Umstellung von Liefer- 
oder Taxi�otten auf elektrischen Antrieb 
können wesentlich zum Klimaschutz bei-
tragen. Die aktuelle Förderung eines priva-
ten Elektroautos summiert sich inklusive 
Steuerausfall auf 10.000 bis 15.000 Euro, 
bei betrieblichen gar auf 20.000 Euro. 

Eine Tonne eingespartes CO2 kostet circa 
400 Euro an Subventionen. Da E-Autos 
derzeit noch relativ teuer sind, kommen 
diese Förderungen kaum ärmeren Haus-
halten zugute, sondern häu�g als Zweit- 
oder Drittauto genutzten Pkws. Diese Art 
der Förderung ist daher weder kostengüns-
tig noch sozial ausgewogen.

Der Einsatz von Fahrzeugen mit alter-
nativen Antrieben (elektrisch, Wassersto�) 
ist grundsätzlich Teil einer Gesamtstrate-
gie, um die Klimaziele im Verkehr errei-
chen zu können, aber er reicht keinesfalls 
aus. Nur ein gut abgestimmtes und sozial 
ausgewogenes Maßnahmenpaket mit ei-
nem klaren Schwerpunkt auf den ö�entli-
chen Verkehr – das auch Maßnahmen be-
inhaltet, um den (fossil betriebenen) Pkw- 
und Lkw-Verkehr dort einzuschränken, 
wo es Alternativen im ö�entlichen Verkehr 
gibt – wird den nötigen Beitrag leisten.

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
sylvia.leodolter@akwien.at

oder an die Redaktion
aw@oegb.at

33% Kein ausreichender Zugang zu Ö�s
21% Keine Mindestversorgung 

an Werktagen ohne Schule
15% Keine Mindestversorgung 

an Schultagen 

Lücke beim ö�entlichen Verkehr am Land

Quelle: Österreichische Raumordnungskonferenz (2017)

mailto:aw%40oegb.at?subject=
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Wo der Kies sprießt und blüht
Flächenversiegelung und Monokultur verdrängen Lebensraum – statt Gras wachsen 

Steine. Was für manche vordergründig praktisch wirkt, ist fürs Klima gefährlich.

L
and unter Baustoff. In Österreich 
werden täglich rund 20 Hektar an 
Äckern und Wiesen für Baumaß-
nahmen zerstört. Das entspricht gut 

30 Fußballfeldern pro Tag. Viele Gegen-
den sind dementsprechend zersiedelt – das 
Ergebnis einer verfehlten Raumplanung. 
Einfamilienhäuser liegen wild in der Land-
schaft verstreut, Shoppingcenter werden 
im Niemandsland an den Gemeindegren-
zen kleiner Ortschaften – bei gleichzeitig 
verödenden Ortskernen – errichtet. Sied-
lungen, die vor allem für die Autonutzung 
gebaut wurden und ohne Pkw äußerst 
unattraktiv sind, überwiegen. 

Ideen allein genügen nicht mehr 

Gegenmaßnahmen, die schon gut 20 Jahre 
bekannt sind: der sorgsame Umgang mit 
Grund und Boden, effizientere und wid-
mungskonforme Nutzung von Flächen, 
Mobilisierung von Bauland, flächensparen-
des Bauen, Revitalisierungs- und Recycling-
maßnahmen von Flächen wie baulichen 
Strukturen – diese Ideen sind als Ziele in 
der österreichischen Nachhaltigkeitsstrate-
gie des Bundes formuliert, die schon im 

Jahr 2002 vom Ministerrat beschlossen 
wurde. Festgehalten wird darin auch die 
ungebremste Entwicklung des Bodenver-
brauchs. Der Zuwachs dauerhaft versiegel-
ter Flächen sollte deshalb auf täglich 2,5 
Hektar begrenzt werden – das ist ein Achtel 
des derzeit pro Tag planierten Bodens. 
Doch Österreich ist von den Zielen der 
Nachhaltigkeitsstrategie sehr weit entfernt.

Das liegt auch an den lokalen Kom-
munen. Die Bürgermeister wirken dort als 
Baubehörde in erster Instanz und haben 
großen Ein�uss auf die Bebauung der Ge-
meinde. Besonders in kleinen Ortschaften 
ist die Beziehung zu den Bürgern eng. „Je 
kleiner der Ort, desto näher stehen sich 
die Personen, und desto schwieriger ist es, 
unpopuläre Maßnahmen wie etwa strenge 
Bauvorschriften durchzusetzen“, weiß 
�omas Ritt, Leiter der Abteilung Kom-
munalpolitik der AK Wien. Wer einer Fa-
milie die Bebauung verweigert, verliert 
unter Umständen wichtige WählerInnen. 
„Außerdem haben BürgermeisterInnen in 
kleineren Gemeinden keine eigene Pla-
nungsabteilung“, erklärt der AK-Experte. 
Deshalb fordert er eine bessere fachliche 
Unterstützung für die Entscheidungsträ-

gerInnen im ländlichen Raum. „Strikte 
Vorgaben, die von den Bundesländern for-
muliert werden, könnten den Bürgermeis-
terInnen helfen.“ Problematisch wirken 
sich die am Dorfrand angesiedelten Super-
märkte mit ihren riesigen Parkplatz�ächen 
aus. „Wenn ein Ort auf das Einkaufszent-
rum verzichtet, dann bewilligt es die 
Nachbargemeinde – es wird dann an der 
gegenüberliegenden Seite der Ortsgrenze 
gebaut“, gibt Ritt zu bedenken. Hier sollte 
es übergeordnete Regelungen und mehr 
regio nale Zusammenarbeit geben.

Keine Laune der Natur 

Freilich, die Bodenversiegelung ist nicht das 
einzige Problem, vermerken Experten. Tho-
mas Ritt: „Da gibt es eine scheinheilige Ar-
gumentation: ,Um Gottes willen, in Öster-
reich wird so viel Agrarland versiegelt.‘“ Ei-
ne Klage, die von der Landwirtschaftslobby 
immer wieder gerne vorgetragen wird. Doch 
gerade die Monokultur trägt viel zur Klima-
erwärmung bei. Dass es weniger Insekten 

Sophia Fielhauer und Christian Resei
Freie JournalistInnen
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und Artenvielfalt gibt, dafür trägt die Land-
wirtschaft durchaus Verantwortung. „Die 
,Schweinchen-Babe-Idylle‘, wo es kleine 
Felder mit verschiedenen Pflanzen gibt und 
nicht gespritzt wird, entspricht nicht der 
Realität der österreichischen Landwirt-
schaft“, weiß Thomas Ritt. 

Eine Einfamilienhaus-Siedlung bietet 
trotz aller ökologischer Nachteile doch 
mehr Lebensräume für Tiere als etwa eine 
Monokultur mit Rapsfeldern. „In einer 
Siedlung �nden sich unterschiedliche 
Baum arten, Sträucher und Hecken, es 
wird gegossen und dadurch Feuchtigkeit 
abgegeben.“ Keine Laune der Natur, aber 
eine vom Menschen gemachte Entwick-
lung: Die Vielfalt der Arten ist in städti-
schen Gebieten mittlerweile höher als in 
intensiv landwirtschaftlich bearbeiteten 
Gebieten, in Wien ist sie etwa größer als 
im Marchfeld. Experte Ritt sagt es deut-
lich: „Nur betonierte Parkplätze sind öko-
logisch schlechter als etwa ein Maisfeld.“

Die Auswirkungen spüren wir alle. 
Durch den Wegfall des natürlichen Bodens 
als wichtiger CO2- und Wasserspeicher 
werden Wetterextreme wie Hitzewellen, 
Dürre, aber auch Überschwemmungen 
weiter zunehmen. Die Artenvielfalt leidet, 
die Landschaften werden zerschnitten und 
die Ausbreitung sowie Wanderung von 
P�anzen und Tieren wird unterbunden.

Betonierte Steingärten

Aber auch die Gestaltung der Einfamilien-
hausidylle trägt ihren Teil zur Klimaerwär-
mung bei. Abgesehen davon, dass Eigen-
heime einen großen Teil eines Grundstücks 
versiegeln, wackeln die Haus- und Garten-
träume auch an anderen Stellen. „Dort, wo 
früher Holzzäune und Hecken als Begren-
zung standen, hat sich ein neues ,gartenar-
chitektonisches Statement‘ breitgemacht: 
die Gabionenwand“, stellt Christian Pich-
ler, Referent für Raumplanung und Raum-
ordnung in der Arbeiterkammer Wien, fest 
und hält mit seiner Verwunderung über 
diese Entwicklung nicht hinter dem Berg: 
Drahtkörbe, die mit Steinen befüllt und im 
Stecksystem beliebig erweiterbar sind. Be-
kannt sind die „Steine im Käfig“ vor allem 
aus der Hangsicherung in Weinbergen oder 
als Lärmschutz an Autobahnen. 

In Deutschland werden die Draht-
korbmauern bei privaten Einfriedungen 
zunehmend verboten – nicht allein, weil 

sie sich mit ihrem martialischen Auftritt 
zu wuchtig ins Ortsbild drängen. Die Ga-
bionenwände, deren Steine die Hitze spei-
chern, heizen die Siedlungen auch auf – in 
Zeiten der steigenden Klimaerwärmung 
keine nützliche Begleiterscheinung. We-
nig hilfreich sind auch Gestaltungsmoden, 
die mit Gärten nur wenig gemein haben. 
Waren es früher Rasen und �ujenhecken, 
die p�egeleicht erschienen, werden heute 
praktische Schotter�ächen angelegt. Be-
liebt ist der weiße Zierkies. „Den schüttest 
du hin und brauchst nichts weiter zu tun“, 
zeigt sich Experte Pichler eher entsetzt. 
„Ab und zu wird noch ein Unkrautmittel 
gespritzt, dann wächst dort nichts, und es 
schaut ,gep�egt‘ aus.“

Lästige Bäume werden gefällt, denn sie 
lassen Laub fallen und stehlen Licht. Da-
für wird eine Garage im hintersten Eck des 
Grundstücks errichtet – damit ist die Flä-
che beinahe durchgehend asphaltiert. 
„Viele Hausbesitzer �nden das praktisch, 
da kann schnell ,durchgekärchert‘ werden 
und das macht wenig Arbeit“, ist sich 
Pichler sicher. Das Ergebnis hat sich auch 
in diesem Sommer wieder gezeigt: „Viele 
Gärten waren heuer in der Sommerhitze 
nicht mehr nutzbar.“ 

Interessant: Im Burgenland wird bei-
spielsweise ähnlich wie in Oberösterreich 
gebaut – und das, obwohl es unterschied-
liche klimatische Voraussetzungen gibt. 
Ebenso sind die erworbenen Grundstücks-
größen gleich groß – ungeachtet dessen, 
dass Bauland in manch burgenländischer 
Region weitaus günstiger ist als etwa in 
den Speckgürteln der Städte.

Asphaltierte (Alb-)Träume

Planiert wird der Lebensraum etwa auch für 
den Ausbau von Schnellstraßen – ein gutes 
Beispiel dafür ist die Verlängerung der S31 
im Burgenland an die ungarische Grenze 
bei Rattersdorf. Und es wird weiter gerodet 
und gebaut, denn die Bahn fährt schon lan-
ge nicht mehr. Die Verbindung von Fried-
berg nach Oberwart wurde 2011 eingestellt, 
jene von Oberwart in die Gemeinde Rech-
nitz bereits 1982. Außer Bussen gibt es kei-
nen öffentlichen Verkehr – die Bewohne-
rInnen sind daher aufs Auto angewiesen. 
Öffentlicher Verkehr funktioniert nur, 
wenn er regelmäßig und in kurzen Interval-
len fährt, denn sonst fehlt die Akzeptanz. 
„Am Land funktionieren die Öffis, wenn 

die Schüler in die Schule fahren, sonst sind 
sie eine mittlere Katastrophe – darum haben 
die meisten Familien auch zwei Autos“, er-
klärt Thomas Ritt. Um öffentlichen Verkehr 
sinnvoll betreiben zu können, ist eine ge-
wisse Besiedlungsdichte Voraussetzung. 
Zersiedelung wirkt sich daher auch hier ne-
gativ auf den Klimaschutz aus.

Andererseits stößt der ö�entliche Ver-
kehr auf einigen Strecken längst an seine 
Kapazitätsgrenzen: Für die Fahrt zwischen 
Wiener Neustadt und Wien nutzen 80 Pro-
zent der Menschen das Auto. Gleichzeitig 
fahren Züge bereits in engem Takt und sind 
zu den Stoßzeiten überfüllt. Würde die 
Südbahn nach dem Vorbild der Westbahn 
viergleisig ausgebaut, könnten etwa weitere 
20 Prozent als Gäste für die Bahn gewon-
nen werden. Das wäre ein Schritt in die 
richtige Richtung, auch wenn die Blechla-
wine nach Wien wohl weiterhin nicht ab-
reißen würde. Sprich: Um eine Änderung 
im Sinne des Klimaschutzes zu erreichen, 
muss auf vielen Ebenen gedacht und ange-
setzt werden. Denn nur dann kann es auch 
wirklich funktionieren. 

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin 
bzw. den Autor
resei@gmx.de

oder an die Redaktion
aw@oegb.at
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Highlights aus dem awblog.at,
der digitalen Ergänzung zur Print-

ausgabe der „Arbeit&Wirtschaft“. 

Menschenrechte in

Unternehmen verankern

Ein Europa, „das international die Führung übernimmt, 
wenn es um die großen Herausforderungen unserer 
Zeit geht“: Das war die eindringliche Formulierung der 
neuen Präsidentin der EU-Kommission, Ursula von der 
Leyen. Dazu müssen auch menschenrechtliche Aspek-
te von unternehmerischen Aktivitäten und deren ver-
bindliche Verankerung zählen. 

In den vergangenen Jahren gab es sowohl auf europä-
ischer Ebene als auch innerhalb der EU-Mitgliedsstaa-
ten erste Schritte hin zu einer stärkeren Achtung von 
Menschenrechten bei Unternehmensaktivitäten ent-
lang der Wertschöpfungskette. So enthalten etwa das 
französische Sorgfaltspflichtengesetz oder das nieder-
ländische Gesetz gegen Kinderarbeit verbindliche 
menschenrechtliche Sorgfaltspflichten.

Mit der neuen EU-Kommission besteht die Chance, zu 
einem breiten und tiefgreifenden Konsens über die 
Notwendigkeit einer entsprechenden EU-weiten Re-
gelung zu gelangen. Dies entspräche dem Anspruch 
einer Führungsrolle Europas bei der Lösung einer wich-
tigen globalen Herausforderung, wie ihn von der Leyen 
zum Ausdruck bringt.

Lesen Sie mehr:
awblog.at/wirtschaft-und-menschenrechte

Phil Bloomer, Claudia Saller

Gender Pay Gap:
Erklärt ist nicht gerecht

In jeder Diskussion um den Gender Pay Gap kommt 
zuverlässig der Versuch einer Erklärung, warum der 
Einkommensnachteil der Frauen gerechtfertigt ist. 
Schließlich würden Frauen oft in Teilzeit arbeiten, 
hätten die falschen Berufe und wären weniger kar-
riereorientiert. Aber: Nur weil etwas erklärt werden 
kann, ist es deswegen noch lange nicht gerecht. 

Nüchtern betrachtet, müssten nach einigen Faktoren 
Frauen sogar mehr verdienen als Männer. So sind sie 
besser ausgebildet und arbeiten häufiger in großen 
Unternehmen – beides Aspekte, die in der Regel zu 
besseren Löhnen führen. 

Egal wie man es dreht und wendet: Frauen haben in 
der Gesellschaft eine andere Position als Männer. Es 
nützt den Frauen nichts, ihnen zu sagen, dass, wenn 
sie ein Leben wie Männer führen würden, sie auch 
keinen Nachteil beim Einkommen hätten. Es müssen 
die gesellschaftlichen Realitäten verändert werden, 
um Gleichstellung zu verwirklichen. Dafür braucht es 
eine engagierte Politik, die gleiche Chancen für Frau-
en und Männer bei der Ausbildung, am Arbeitsmarkt 
und bei den Einkommen sicherstellt.

Lesen Sie mehr:
awblog.at/gender-pay-gap-erklaert-ist-nicht-gerecht/

Sybille Pirklbauer

Wenn Ihnen ein Blogbeitrag gefällt, belohnen Sie uns und die Autorinnen und Autoren doch damit, dass Sie den Beitrag per 
Facebook, Twitter, E-Mail oder – ganz klassisch – per Mundpropaganda an interessierte Menschen weitergeben!

Wir freuen uns, wenn Sie uns abonnieren: 

Sie finden uns auch auf Facebook & Twitter  
facebook.com/arbeit.wirtschaft & twitter.com/AundW
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K
limawandel – weltweite Proteste 
stehen untätigen Staaten gegen-
über, Absichtserklärungen folgt 
keine Umsetzung, während die 

Menschen immer mehr unter den Auswir-
kungen des Klimawandels leiden. Und in 
Österreich? Da gibt es zwar ein Bewusst-
sein, trotzdem erreichen wir die notwen-
digen Sanierungsraten nicht. Trotzdem 
laufen wir Gefahr, dass wir Milliarden 
Euro an Strafzahlungen zu leisten haben.

Was Österreich fehlt, ist eine umfas-
sende Strategie zum Klimaschutz. Dazu 
gehören die rasche Umsetzung von 
Maßnahmen, die Österreich das Errei-
chen seiner Klimaziele ermöglichen, 
und größtmögliche Anstrengungen, 
auch europa- und weltweit an einem 
Umdenken mitzuwirken. 

Hitzefrei nur für Bauarbeiter?

Andererseits muss es aber auch, da be-
reits Auswirkungen des Klimawandels 
zu spüren sind, Maßnahmen geben, um 
die Menschen in Österreich zu schützen: 
zum Beispiel jene Beschäftigten, die in 
großer Hitze im Freien arbeiten müssen, 
von den Bauarbeitern bis zum Würstel-
stand-Verkäufer. Für die Bauarbeiter ist 
es uns in den heurigen Kollektivvertrags-
verhandlungen gelungen, die Hitzerege-
lung bereits ab 32,5 Grad Celsius wirk-
sam werden zu lassen. Die Bauarbeiter 
sind damit die einzige Berufsgruppe, für 
die es bereits eine Hitzeregelung gibt. 

Hier müssen wir ansetzen. Die Hit-
zeregelung wird zwar gut angenommen, 
es gibt leider aber auch „schwarze Scha-
fe“, die ihre Beschäftigten bei Gluthitze 
einfach weiterarbeiten lassen. Deshalb 
streben wir an, die Hitzeregelung in ein 
Gesetz zu fassen, das für alle Hitzearbei-
terInnen gilt. Auch das Arbeitneh-
merInnenschutzrecht muss evaluiert 
werden. Denn die Erfahrung zeigt, dass 
schwarze Schafe nur mit einer gesetzli-
chen Regelung zu mehr Menschlichkeit 
„erzogen“ werden können.

Enorm steigende Unfallgefahr

Bei überlangen Arbeitszeiten, gerade bei 
Hitze, steigt die Unfallgefahr enorm an. 
Deshalb ist eine Arbeitszeit ver kürzung 
zu diskutieren, die nicht nur Arbeits-
unfälle, permanenten Arbeitsdruck und 
damit Gesundheitskosten deutlich re-
duzieren würde, sondern letztlich auch 
als ein Mittel der Ökologisierung der 
Arbeitswelt gesehen wird.

Die Klimafrage ist auch eine soziale 
Frage. Ein klimabewusstes Leben muss 
man sich erst einmal leisten können. 
Einfach CO2-Steuern einzuführen wür-
de jene am meisten tre�en, die z. B. auf 
ihr Auto angewiesen sind, um zur Ar-
beit zu pendeln. Es darf nicht dazu 
kommen, dass gerade diese Menschen 
überproportional zur Kasse gebeten 
werden. Hier braucht es Rahmen-
bedingungen. 

Mit der Initiative „Umwelt + Bau-
en“ ist die Gewerkschaft Bau-Holz ge-
meinsam mit ihren Partnern nunmehr 
seit zehn Jahren gegen den Klimawan-
del aktiv. Wir reden nicht nur, sondern 
erarbeiten nachhaltige Konzepte. Da-
bei geht es uns auch darum, dass – 
trotz Klimaschutz – Wohnen nicht 
teurer werden darf. Der Sanierungs-
scheck war ein „Kind“ von „Umwelt + 
Bauen“ und muss höher dotiert neu 
aufgelegt werden. 

Jobmotor Sanierung

Wir haben die Wohnbauinvestitionsbank 
ausgearbeitet, die „billiges“ Geld aus der 
EU für leistbaren Wohnraum und Sanie-
rung abholen hätte sollen. Die vorherige 
Bundesregierung ließ das fertige Projekt 
scheitern. Die neue Regierung muss sich 
all diesen Themen umso stärker widmen. 
Es ist wesentlich klüger, in Österreich zu 
investieren, das Klima zu schützen und 
Arbeitsplätze zu sichern, als Strafzahlun-
gen von bis zu 8,7 Milliarden Euro nach 
Brüssel zu entrichten. Gerade der Bereich 
der Sanierung ist ein riesiger Jobmotor. 
Noch im September werden wir mit un-
serer Initiative „Umwelt + Bauen“ dazu 
realisierbare Konzepte präsentieren. 

Wir müssen jetzt Geld in die Hand 
nehmen. Es geht nicht mehr darum, ob 
wir uns das leisten können, es darf nur 
mehr darum gehen, dass wir noch heute 
mit den Investitionen anfangen.

Heißes Thema Klima

Nicht zuletzt

von

Josef Muchitsch
Bundesvorsitzender der Gewerkschaft 
Bau-Holz, Abgeordneter zum 
Nationalrat©
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Man kann nicht alles wissen ...
AFL-CIO: AGES: 2002 gegründete staatliche 
Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit 
mit Sitz in Wien; sie unterstützt das Management 
der Bundesministerien in Fragen der öffentlichen 
Gesundheit, Tiergesundheit, Lebens- und Arznei-
mittelsicherheit, Ernährungssicherung etc. mit 
wissenschaftlichen Expertisen. (Seite 16)

Arabischer Frühling: Bezeichnung für eine im 
Dezember 2010 in Tunesien begonnene Serie von 
Aufständen Protesten und Revolutionen im Nahen 
Osten und Teilen Nordafrikas. Die Bewegung war 
mit vielen Hoffnungen verbunden, doch es kam 
weder zu einer breiten Demokratisierung in der 
Region, noch gelang es – mit Ausnahme Tunesi-
ens – verfassungsmäßig garantierte und staat-
lich geschützte Freiheitsrechte durchzusetzen. Im 
Machtvakuum zerfallender Staaten haben sich 
al-Qaida und IS ausgebreitet. Die soziale und 
wirtschaftliche Lage hat sich in den meisten Län-
dern weiter verschlechtert, fast alle autoritären 
Regime konnten ihre Herrschaft nach einer Phase 
der Unsicherheit erneut festigen. Es gibt aller-
dings Stimmen, die all das nicht als Niederlage, 
sondern als eine weitere Phase der Revolution 
ansehen. (Seite 13)

Arbeitsgesetz von 1833: Das vom englischen 
Parlament 1833 erlassene Fabrikgesetz be-
schränkte erstmals den Arbeitstag für Kinder: Für 
9- bis 13-Jährige auf acht Stunden, für Kinder 
zwischen 14 und 18 auf 12 Stunden. Kinder unter 
9 Jahren sollten die Schule besuchen. (Seite 4)

Biomasse-Anlagen: Anlagen/Kraftwerke, bei 
denen Biomasse aus der Land- und Forstwirt-
schaft und aus Abfällen zur Energieerzeugung 
eingesetzt wird. In Österreich handelt es sich dabei 
meist um Holz(schnitzel). Vorteil: Es handelt sich 
um nachwachsende Rohstoffe, Nachteil: Bei deren 
Verbrennung entsteht u. a. Kohlendioxid. (Seite 26)

CO -Äquivalent: beschreibt die mittlere Er-
wärmungswirkung (das Treibhauspotenzial) einer 
Substanz über einen bestimmten Zeitraum (meist 
100 Jahre). So beträgt etwa das CO2-Äquivalent 
für Methan 28. Das bedeutet, dass ein Kilogramm 
Methan 28-mal stärker zum Treibhauseffekt bei-
trägt als ein Kilogramm CO2. (Seite 40)

Contracting: Gemeint ist hier vor allem Energie- 
oder Wärmecontracting, ein vertraglich vereinbar-
tes Modell zur Umsetzung von Energiedienstleis-
tungen. Diese reichen von der Energieversorgung 
bis zu umfassenden Einsparmaßnahmen. Der 
Vertrag wird zwischen einem/r Gebäudeeigentü-
merIn  und einem externen Dienstleister (Contrac-
tor) abgeschlossen. Die Anlagen werden vom 
Contractor vorfinanziert. Beim Einspar-Contrac-
ting werden Maßnahmen gesetzt mit dem Ziel, die 
Energieeffizienz eines Gebäudes oder einer Anlage 

zu verbessern. Die Einsparungen dienen zur Refi-
nanzierung der Kosten für diese Maßnahmen. 
(Seite 14)

Dekarbonisierung (Entkarbonisierung): 
Umstellung der Wirtschaftsweise, speziell der 
Energiewirtschaft, um Kohlenstoffemissionen zu 
senken. Das theoretische Ziel ist auf Dauer eine 
kohlenstofffreie Wirtschaft. (Seite 12)

ELER: Europäischer Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums; der 2005 
errichtete EU-Strukturfonds ist Teil der so genann-
ten zweiten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP). Bis vor Kurzem profitierten vorwiegend 
landwirtschaftliche Betriebe von ELER-Förderun-
gen. Für die aktuelle Periode (2014 bis 2020) hat 
die AK erreicht, dass drei Prozent der ELER-Mittel 
für Investitionen in soziale Dienstleistungen (z. B. 
Kinderbildungs- und Pflegeeinrichtungen) zur 
Verfügung stehen. Dadurch soll das Leben auf 
dem Land für alle Bevölkerungsgruppen attrakti-
ver werden. (Seite 27)

Key Performance Indicators (KPI): Begriff 
für Leistungskennzahlen, die zeigen sollen, wie 
erfolgreich bestimmte Tätigkeiten in Unterneh-
men ablaufen. Sämtliche Prozesse in Organisati-
onen können anhand von Leistungskennzahlen 
kontrolliert werden. Anhand von Key Performance 
Indicators können das Management und das Con-
trolling Abläufe im Unternehmen analysieren. 
Durch entsprechendes Monitoring können Prozes-
se und Maßnahmen dann angepasst und opti-
miert werden. (Seite 23)

Kyoto-Ziel: Die dritte Klimakonferenz, auf der 
sich die zu diesem Zeitpunkt 168 Vertragsstaaten 
der UN-Klimarahmenkonvention trafen, fand im 
Dezember 1997 in Kyoto statt. Ziel war es, Lösun-
gen zu finden, um die durch Menschen verursach-
te globale Erwärmung zu verlangsamen. Im dabei 
entstandenen Kyoto-Protokoll, das 2005 in Kraft 
trat, wurden erstmals verbindliche Ziele und Fris-
ten für Treibhausgas-Emissionshöchstmengen 
für Industrienationen sowie Strategien und Maß-
nahmen festgelegt. (Seite 38)

Lithium: Leichtmetall mit geringer Dichte, das 
in der Natur aufgrund seiner hohen Reaktivität 
nicht in reiner Form vorkommt. Wie alle Alkalime-
talle reagiert elementares Lithium schon in Be-
rührung mit der Hautfeuchtigkeit und führt so zu 
schweren Verätzungen und Verbrennungen. Ver-
wendung: in (Handy-)Akkus u. ä., in der Atomphy-
sik, in der Medizin etwa zur Therapie bipolarer 
Störungen. (Seite 6)

Methan: chemische Verbindung (CH4); farb- und 
geruchloses brennbares Gas und Hauptbestand-
teil von Erdgas. Das Treibhausgas hat eine gerin-
gere Dichte als Luft, steigt daher in höhere Schich-

ten der Erdatmosphäre auf. Die Halbwertszeit wird 
auf 12 Jahre geschätzt. (Seite 15)

Photovoltaik: direkte Umwandlung von Licht- 
bzw. Sonnenenergie in elektrische Energie mittels 
Solarzellen. Mittlerweile ist die Technik so ausge-
reift, dass die Stromproduktionskosten durch So-
larzellen zum Teil niedriger sind als für Strom aus 
fossilen Quellen wie Erdgas oder -öl. (Seite 20)

Treibhausgase: Gase, die einen Teil der vom Bo-
den abgegebenen langwelligen (infraroten) Wär-
mestrahlung absorbieren, die sonst ins Weltall 
entweichen würde. Die dabei aufgenommene Ener-
gie geben sie entsprechend ihrer lokalen Tempe-
ratur ebenfalls wieder als Wärmestrahlung ab. 
Ohne natürliche Treibhausgase wie etwa Wasser-
dampf hätte die Erdoberfläche im globalen Mittel 
nur eine Temperatur von minus 18°C, was Leben 
auf der Erde kaum möglich machen würde. Durch 
menschliche Aktivitäten steigen manche Treib-
hausgase seit Jahrzehnten an und sorgen für ver-
stärkte globale Erwärmung. Dazu zählen Kohlen-
dioxid, Methan, Lachgas (Distickstoffmonoxid), 
Fluorkohlenwasserstoffe (FKW) sowie andere 
hochwirksame Gase mit mehr als 10.000-facher 
CO2-Wirkung (z. B. Schwefelhexafluorid) Wichtigs-
tes Treibhausgas ist Wasserdampf. Der Mensch 
erhöht indirekt den Wasserdampfgehalt in der 
Atmosphäre, weil durch die globale Erwärmung die 
Verdunstungsrate steigt. Dabei handelt es sich um 
den wichtigsten, die globale Erwärmung verstär-
kenden Rückkopplungsfaktor. (Seite 34)

UN-Nachhaltigkeitsziele: Die 17 Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (= Sustainable Develop-
ment Goals, SDGs) sind politische Zielsetzungen 
(insgesamt 169 Unterziele und 232 Indikatoren) 
der Vereinten Nationen (UN), die der Sicherung 
einer nachhaltigen Entwicklung auf ökonomi-
scher, sozialer sowie ökologischer Ebene dienen 
sollen. Die Ziele (z. B. Abschaffung jeglicher Kin-
derarbeit) wurden in Anlehnung an den Entwick-
lungsprozess der Millenniums-Entwicklungsziele 
(MDGs) entworfen und sind 2016 mit einer Lauf-
zeit von 15 Jahren (bis 2030) in Kraft getreten. 
(Seite 22)

Weltklimarat (IPCC): Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change, 1988 gegründete UN-In-
stitution, erhielt 2007 gemeinsam mit Al Gore den 
Friedensnobelpreis. Der IPCC betreibt keine eige-
ne Forschung, sondern trägt Forschungsergebnis-
se aus aller Welt zusammen. Die VertreterInnen 
der aktuell 195 Mitgliedsstaaten kommen min-
destens einmal jährlich im Plenum zusammen, an 
dem auch Beobachterorganisationen und Fach-
leute teilnehmen. Im Abstand von einigen Jahren 
werden immer wieder Sachstandsberichte veröf-
fentlicht, zuletzt 2019 ein Sonderbericht über 
Klimawandel und Landsysteme. (Seite 10)
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T +43 1 405 49 98-132 / F +43 1 405 49 98-136
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AW
Ein Ersuchen des Verlages an den/die BriefträgerIn:
Falls Sie diese Zeitschrift nicht zustellen können, teilen Sie uns 
bitte hier den Grund und gegebenenfalls die neue oder richtige 
Anschrift mit

   

Straße/Gasse   Haus-Nr./Stiege/Stock/Tür 

Postleitzahl Ort 
Besten Dank

wien.arbeiterkammer.at/digifonds
Büro für Digitale Agenden der AK Wien | digifonds@akwien.at | 01/501 65-12398

Die AK Wien sucht die besten Ideen für die digitale 
Arbeitswelt der Zukunft. Mit dem Digitalisierungsfonds 
Arbeit 4.0 werden Projekte mit ArbeitnehmerInnen im 
Fokus gefördert. 

Gesucht werden Initiativen, Impulse und Tools: für mehr 
Mitsprache im Unternehmen, innovative Gestaltung von 
Arbeitsplätzen und Abläufen oder auch für vorausschauende 
Weiterbildung.

  Jetzt Projekte einreichen!  

  Einreichfrist: 8. Oktober 2019

Wer kann einreichen? 
Egal ob Betriebsrat, ArbeiterIn, Universität, EntwicklerIn 
oder Unternehmen. Alle sind eingeladen, über die digitale 
Zukunft der Arbeitswelt nachzudenken und Projekte 
einzureichen.

Wie hoch sind die Förderungen? 
Zwischen 2.000 und 200.000 Euro. Projekte von Unter-
nehmen oder Gebietskörperschaften werden zu maximal 
50 Prozent des Projektvolumens gefördert. 

Alle Infos online: 
Unterstützung zur Ideenfindung, bisherige Projekte, Infos 
zur Förderungsvergabe und Leitfragen, um erste Ideen 
zu skizzieren auf wien.arbeiterkammer.at/digifonds.

DIGITALISIERUNG: 
GESTALTEN WIR MIT!




